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Außenwirtschaft ist für Deutschland keine Beigabe. 
Sie ist unser Motor. Unser Rückgrat. Unser Wohl-
standsversprechen.

Seit Jahrzehnten gilt: Unsere Außenwirtschaft ist ein 
starkes Fundament. Fast jeder zweite erwirtschaftete 
Euro kommt aus dem Export. Mehr als die Hälfte 
unserer Arbeitsplätze hängen – direkt oder indirekt 
– vom Auslandsgeschäft ab. Ohne Außenhandel wäre 
Deutschland ein anderes Land. Ein ärmeres.

Aber aktuell wirkt der öffentlich angefeuerte Binnen-
konsum als stärkerer Wachstumstreiber als die Au-
ßenwirtschaft. Doch wir alle wissen: Das trägt nur 
eine Weile. Er kann Investitionen und offene Märkte 
nicht ersetzen. Dauerhafter Wohlstand entsteht 
nicht allein durch Konsum – sondern durch Wett
bewerbsfähigkeit, Innovation und freien Handel.

Dieses Fundament ist unter Druck geraten. Immer 
mehr Mittelständler ziehen sich aus dem Ausland 
zurück. 2022 waren noch rund 880 000 Mittelständ-
ler international aktiv. Ein Jahr später fast 120 000 
weniger. Ein Alarmzeichen. Denn ohne Mittelstand 
gibt es keinen Exporterfolg – und ohne Export keinen 
stabilen Wohlstand.

Die Ursachen liegen auf der Hand: China ist Wett-
bewerber, Systemrivale, bleibt aber auch unverzicht-
barer Markt. Die USA setzen auf Zölle im Stakkato. 
Kriege und Krisen erschüttern Märkte.

Deshalb ist es richtig, dass die neue Bundesregierung 
jetzt Tempo macht. Die EU-Abkommen mit Singapur 
und Vietnam sind ratifiziert. Das Chile-Abkommen 
ebenfalls. Mercosur steht kurz vor dem Abschluss. 
Und das Lieferkettengesetz wurde entschärft – ein 
wichtiges Signal für unsere Importeure und Expor-
teure.

Entscheidend ist: Wir dürfen jetzt nicht nachlassen. 
Die MIT hat eine klare Haltung: Abschottung ist 
keine Option. Protektionismus ist ein Irrweg. 
Handelskriege kennen keine Gewinner.

Freier Handel schafft Chancen. Freier Handel 
schafft Stabilität. Freier Handel schafft Wohl-
stand. Für unsere Betriebe – und für unser Land.

Dafür machen wir uns stark. In Berlin. In Brüssel. Und 
überall dort, wo offene Märkte verteidigt werden 
müssen.

Ihre

Gitta Connemann MdB
MIT-Bundesvorsitzende

Freier Handel 
schafft 
Wohlstand
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MIT:EDITORIAL

Agenda für eine 
neue Dynamik.
Deutschland kann mehr – mehr als in den 
letzten Jahren deutlich geworden ist. Dazu 
muss unser Land endlich vom „Reden“ ins 
„Machen“ kommen. Von einem Aufschwung 
müssen alle Menschen in Deutschland profi-
tieren. Wir in der Sparkassen-Finanzgruppe 
verstehen uns dabei als „Möglichmacher“.  
Wir haben Vorschläge, was verändert werden 
muss, um gemeinsam eine neue Dynamik  
zu entfachen.

Zukunft. 
Machen.

Erfahren Sie mehr über  
unsere Vorschläge unter  
www.dsgv.de/zukunftmachen

Weil’s um mehr als Geld geht.
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Gen Z setzt auf Flexibilität – und berufliche Entwicklung

20 Prozent der Stellenausschreibungen
mit Homeoffice
Jede fünfte Stellenausschreibung enthält die 
Option, im Homeoffice zu arbeiten, meldet das ifo 
Institut. 2019 lag der Anteil der Anzeigen mit 
Homeoffice noch unter 5 Prozent. Während der 
Corona-Pandemie ist der Anteil von Stellenanzei-
gen mit Homeoffice-Option exponentiell gestie-
gen und liegt seit 2023 stabil bei rund 20 Prozent. 

Allerdings gibt es starke Unterschiede zwischen 
Branchen und Regionen. Besonders hoch war der 
Anteil an Homeoffice-Stellen im ersten Halbjahr 

2025 in den Bereichen Finanz- und Versicherungs-
dienstleistungen (42 Prozent), Information und 
Kommunikation (33 Prozent) sowie Grundstücks- 
und Wohnungswesen (31 Prozent).

Spitzenreiter bei Stellenausschreibungen mit 
Homeoffice sind Köln (35,8 Prozent), Stuttgart 
(34,9 Prozent) und Düsseldorf (34,8 Prozent). Am 
Ende der Rangliste stehen die Landkreise Vorpom-
mern-Rügen (4,9 Prozent), Weimarer Land (4,7 
Prozent) und der Wartburgkreis (4,5 Prozent).

Randstad hat die Top-5-Prioritäten junger Men-
schen im Berufsleben aufgelistet: flexible Arbeits-
zeiten (54 Prozent), das richtige Gehalt (43 Pro-
zent), Arbeitsortflexibilität (41 Prozent), Reisemög-
lichkeiten (38 Prozent) sowie Gelegenheiten für 
persönliche Entwicklung (28 Prozent). Das zeige, so 
Randstad, dass „langfristig neben der Flexibilität 

auch die Möglichkeiten zur persönlichen und 
beruflichen Entwicklung an Bedeutung“ 

gewinnen. Bei gleichem Gehalt werde 
sich die Gen Z für den Job entscheiden, 
der ihnen bei der Entwicklung und 
dem Blick über den Tellerrand hinaus 
die besten Perspektiven bietet.

Mehrarbeit? Gern! Eine neue IW-
Beschäftigtenbefragung zeigt: 
77 Prozent der interessierten 
Arbeitnehmer würden mehr ar-
beiten, wenn die Rahmenbedin-
gungen stimmten. Die wichtigs-
te Voraussetzung: niedrigere 
Steuern und Sozialabgaben (72 
Prozent). Außerdem wird deut-
lich: Unter 30-Jährige sind mit 86 
Prozent grundsätzlich viel häufi-
ger bereit, mehr zu arbeiten als 
55-Jährige und Ältere – hier sind 
es lediglich 69 Prozent.

Fazit: „Wenn die Politik will, 
dass die Leute wieder mehr ar-
beiten und dadurch den Wohl-
stand sichern, muss sie die 
richtigen Rahmenbedingungen 
schaffen“, sagt IW-Studienautor 
Holger Schäfer.

Die Bindung älterer Beschäftigter an den 
Arbeitsmarkt wird immer wichtiger. Eine 
Sonderbefragung der KfW zeigt, dass rund 
ein Drittel (32,4 Prozent) der KMU in 
Deutschland grundsätzlich eine Weiterbe-
schäftigung von Mitarbeitern nach Erreichen 
des gesetzlichen Renteneintrittsalters er-
möglicht. Der Anteil variiert allerdings stark 
nach Unternehmensgröße und Branche: 
Während 71 Prozent der Unternehmen mit 
50 und mehr Beschäftigten entsprechende 
Angebote machen, sind es bei Kleinstbetrie-
ben mit weniger als fünf Beschäftigten nur 
26 Prozent. Branchenbedingt bieten vor al-
lem Betriebe im verarbeitenden Gewerbe 
häufiger Weiterbeschäftigungsmöglichkei-
ten an als etwa im Baugewerbe.

Die Erwerbstätigkeit älterer Menschen in 
Deutschland hat in den Jahren deutlich zu-
genommen. So stieg die Erwerbstätigenquo-
te der 65- bis 69-Jährigen von 14 Prozent im 
Jahr 2014 auf 21 Prozent im Jahr 2024 – ein 
Wert, der über dem EU-Durchschnitt liegt.

Mehr arbeiten? Ja – wenn die Steuern & Abgaben sinken

Weiterbeschäftigung älterer Mitarbeiter steigt

0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100

Befragte, die bei entsprechendem Lohnausgleich zu einer Ausweitung 
ihrer Arbeitszeit bereit wären (Anteil in Prozent)
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Flexibilität, Geld, Entwicklung: Das will die Gen Z im Beruf

Flexible Arbeitszeiten

Das richtige Gehalt

Arbeitsortflexibilität

Reisemöglichkeiten

Persönliche Entwicklung

Quelle: Randstad Studie: Der Gen Z-Blueprint für die Arbeitswelt

54 %

43 %

41 %

38 %

28 %

Insgesamt 

wenn Steuern und Sozialabgaben  
niedriger wären

wenn ich mehr im Homeoffice/mobil  
arbeiten könnte

wenn ich die Lage meiner Arbeitszeit  
flexibler gestalten könnte

wenn ich interessantere Aufgaben oder  
mehr Verantwortung bekäme

wenn es bessere Kinderbetreuung gäbe 

wenn die Arbeitsatmosphäre besser wäre 

wenn mein Partner mehr Verpflichtungen  
im Haushalt übernähme

Insgesamt

Vollzeitbeschäftigte

MIT:FAKTEN
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Verpasste Chance

Deutschland muss sich verän-
dern, um wieder wettbe-
werbsfähig zu werden. Das 

gilt für die politischen Rahmenbedin-
gungen, aber auch für die Wirtschaft 
selbst. Manchmal Pleiten müssen wir 
verhindern – aber längst nicht alle.

Ein oftmals wahrheitsgemäßer 
Spruch in der Politik lautet: Wenn du 
nicht mehr weiterweißt, bilde einen 
Arbeitskreis. Seit ein paar Jahren wür-
de er aber auch so funktionieren: 
Wenn du nicht mehr weiterweißt, rufe 
Deindustrialisierung. Die Angst vor 
dem Ausverkauf von Deutschlands 
stolzem, wichtigen Wirtschaftssektor 
ist zum parteiübergreifenden Mittel 
geworden, die scheinbar eigene Wirt-
schaftsfreundlichkeit zu untermauern. 
Sätze wie „Ich rette die Industrie“ hat 
inzwischen jeder Spitzenpolitiker von 
sich gegeben. Angeschlossen von 
„Und wer sich gegen mich stellt, ist ein 
Deindustriealisierer“.

Bloß führt diese nicht mehr bloß 
rhetorische Überspitzung mittlerweile 
dazu, dass sie der Wirtschaft mehr 
schadet als hilft. Deindustrialisierung 
wird in der öffentlich-politischen De-
batte mittlerweile nicht mehr so defi-
niert, signifikante Teile des verarbei-
tenden Gewerbes zu verlieren. Statt-
dessen wird schon jeder kleine Verlust 
in diesem Sektor als Deindustrialisie-
rung gebrandmarkt. Das ist es, was 
uns Wohlstand kostet.

Vorweg sei klargestellt: Jene Träu-
me, Deutschland könne sich tatsäch-
lich großflächig deindustrialisieren, 
sich in eine Dienstleistungsgesell-
schaft wandeln und so seinen Wohl-
stand halten, sind natürlich genau das: 
Träumereien. Deutschland braucht 
eine starke Industrie.

Eine starke Industrie aber kann in 
Zukunft nicht die gleiche sein, die sie 
heute ist. Standortfaktoren verändern 
sich, und mit Blick auf einige Industrie-
unternehmen in Deutschland muss 
man sagen: Sie verschlechtern sich.

Der hohe Anteil an energieintensi-
ven Branchen wie Stahl, Chemie oder 
Glas war einst ein Ausdruck guter 
Standortbedingungen, insbesondere 
in Form von billiger Energie. Das hat 
sich geändert. Und egal, welche Schritte 
zum Umsteuern bei der Energiewende 
noch unternommen werden, wird sich 
das auch nicht ändern. Ja, es sind deut-
lich günstigere Energiepreise in 
Deutschland möglich als aktuell. Nein, 
ein Standortvorteil wird Energie in 
Deutschland nicht mehr werden.

Auch der Einfluss der Politik auf 
andere Rahmenbedingungen ist vor-
handen, mit viel Luft nach oben, aber 
am Ende nicht die alleinige Lösung. 
Natürlich müssen Unmengen an Büro-

kratie abgebaut und die Last bei Steu-
ern und Sozialabgaben begrenzt wer-
den. Das wird vielen Unternehmen, 
gerade der Industrie, helfen. Aber nicht 
alle werden dadurch allein ein zukunfts-
fähiges Geschäftsmodell erhalten.

Subventionen können an wenigen, 
gezielten Stellen eine Brücke sein, bis 
diese Rahmenbedingungen stehen. 
Natürlich brauchen wir bestimmte 
Produktionskapazitäten auch der 
energieintensiven Industrie weiter in 
Deutschland, allein schon aus Resi
lienzgründen. Aber wenn wir sagen, 
wir brauchen deswegen weiter alles, 
führen wir den Resilienz-Gedanken ad 
absurdum.

Es wird Industrieunternehmen ge-
ben, die eine endlose Brücke bräuch-
ten. Das kann und sollte sich der Staat 
nicht leisten. Schließlich wird uns das 
am Ende Wohlstand kosten, weil wir 
den „Cleansing-Effekt“ blockieren: 
Unproduktive Unternehmen scheiden 
aus dem Markt aus und schaffen Raum 
für neue Geschäftsmodelle. Alte und 
neue Geschäftsmodelle zugleich wird 
allein schon wegen des Mangels an 
Arbeitskräften nicht möglich sein.

Politik und Wirtschaft müssen es 
gleichermaßen zulassen, dass Deutsch-
land es aus der „Midtech-Falle“ heraus-
schafft: Wir sind unheimlich gut im 
Verfeinern bestehender Technologien, 
aber nicht gut im Entwickeln neuer. 
Aber genau diese sind jetzt gefragter 
denn je, und zwar gerade in der Indus-
trie. Deutschland braucht also keine 
Deindustrialisierung, sondern eine 
Umindustrialisierung, um für die 
Zukunft gewappnet zu sein.� ••

Der Beitrag gibt die persönliche Meinung  

des Autors wieder.

Von Julian Olk

MIT:KOLUMNE

Julian Olk ist Korrespondent für 
die Themen Wirtschaftspolitik, 
Konjunktur und Ökonomie im Berliner 
Hauptstadtbüro des Handelsblatts. 
Olk studierte Volkswirtschaftslehre 
und Journalistik an der TU Dortmund 
und volontierte beim Handelsblatt.
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Der Mittelstand in Deutschland hat so viele 
Beschäftigte wie nie. Gut 33 Millionen Er-
werbstätige zählten die kleinen und mittle-
ren Unternehmen im Jahr 2024, meldet die 
KfW. Die Gesamtumsätze der 3,87 Millionen 
kleinen und mittleren Unternehmen stiegen 
im Jahr 2024 leicht um 2 Prozent auf 5,2 Bil-
lionen Euro. Preisbereinigt ergab sich zwar 
ein leichtes Minus von einem Prozent – ein 
Jahr zuvor hatte das Minus aber noch bei 10 
Prozent gelegen. 

Und: Die Unternehmen steigerten die 
durchschnittliche Eigenkapitalquote im Jahr 
2024 wieder leicht auf 30,7 Prozent. Der An-
teil schwach kapitalisierter Mittelständler 
mit Eigenkapitalquoten von unter 10 Pro-
zent sank deutlich um 5,2 Prozentpunkte auf 
28,4 Prozent. Eine negative Eigenkapital-
quote wiesen nur noch 6 Prozent der Unter-
nehmen auf, ein Jahr zuvor waren es noch 
doppelt so viele gewesen.

Mittelstand auf Rekordhoch

Erwerbstätige im Mittelstand
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32,3 Mio.
32,3 Mio.

32,8 Mio.
33,0 Mio.

Anzeige

Erfolg.Fördern.Berlin.
wachsenmit der IBB

Wir haben die passende finanzielle Förderung, damit Dein 
Unternehmen wachsen kann. Kompetent, zuverlässig und 
mit dem Ziel, Dein Geschäft langfristig erfolgreich zu machen.  
Hotline Wirtschaftsförderung: 030 / 2125-4747

ibb.de/wachsen
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Am 25. November haben wir im Alli-
anz Forum am Brandenburger Tor in 
Berlin zum elften Mal den Deut-

schen Mittelstandspreis der MIT verliehen. 
Dieses Mal hatten wir sogar royalen Besuch: 
Königin Silvia von Schweden erhielt den Son-
derpreis – und rührte die über 500 Gäste der 
von Gitta Connemann moderierten Gala mit 
ihren bewegenden Worten.

Die Monarchin hatte den Preis für ihren 
jahrzehntelangen Einsatz für freiheitliche 
Werte und ihr soziales Engagement erhalten 
– ein Wirken, das weit über die Grenzen 
Schwedens hinausreicht. Königin Silvia be-
tonte in ihrer Dankesrede, den Sonderpreis 
nehme sie „stellvertretend für all jene Men-
schen entgegen, die jeden Tag dafür arbei-
ten, dass Kinder geschützt werden, Familien 
Unterstützung finden und Menschen in 
schwierigen Lebenssituationen nicht allein 
gelassen werden“.

Jahrzehntelanges soziales  
Engagement
Die Laudatio auf die Königin hielt Bundes-
kanzler Friedrich Merz. Er würdigte ihr jahr-
zehntelanges soziales Engagement und vor 
allem ihren Kampf gegen den Missbrauch von 
Kindern. Wer sich dieses Themas annehme, 
blicke in tiefste menschliche Abgründe und 
entscheide sich dafür, nicht wegzuschauen 

und das Leid zu lindern, sagte der CDU-Vorsit-
zende. Dieses Engagement verdiene „unser 
aller größten Respekt“. Gewalt gegen Kinder 
sei so ziemlich „das schrecklichste, das herz-
loseste aller Verbrechen“.

Die in Heidelberg geborene Königin Silvia 
hat 1999 die World Childhood Foundation ge-
gründet, die sich dem Schutz von Kindern ver-
schrieben hat. Im nächsten Jahr feiert sie ihr 
50. Thronjubiläum und ist schon jetzt die am 
längsten amtierende Königin Schwedens. 
Merz lobte ihre Herzenswärme bei gleichzei-
tiger Bodenständigkeit.

Widerstand gewürdigt
Auch der Preis in der Kategorie Politik hatte 
Gänsehaut-Faktor: Er ging an das ukrainische 
Volk, das sich seit fast vier Jahren der russi-
schen Invasion widersetzt und damit auch die 
Freiheit Europas verteidigt. Den Preis nahm 
der ukrainische Botschafter S. E. Oleksii Ma-
keiev entgegen. Die Laudatio auf diesen Preis 
hielt Bundesaußenminister Johann Wadephul. 
Er betonte: „Alle Entscheidungen, die die Uk-
raine betreffen, dürfen nur mit der Ukraine 
und mit Europa getroffen werden.“

Die MIT zeichnet mit dem Mittelstands-
preis Persönlichkeiten aus Mittelstand, Politik 
und Gesellschaft aus, die sich in besonderer 
Weise für die Freiheit und die Soziale Markt-
wirtschaft engagiert haben. 

DAS WAR DIE 
KRÖNUNG
Der Mittelstandspreis der MIT bekam in diesem Jahr königlichen Besuch

1

2

3

 >>

1. �Die Gewinner und Gastgeber des  
Mittelstandpreises der MIT (v.l.n.r.) : Andreas 
Voßkuhle, Julia Jäkel, Jury-Präsidentin  
Jana Schimke, Botschafter Oleksii Makeiev, 
Thomas de Maizière, Königin Silvia von 
Schweden, Peer Steinbrück, Gastgeberin 
Gitta Connemann, von Proxima Fusion: 
Maria Dantz, Francesco Sciortino und  
Lucio Milanese

2. �Bundeskanzler Friedrich Merz überreicht 
Königin Silvia von Schweden den Sonder-
preis

3. �Kategorie Politik: Laudator Johann  
Wadephul mit Botschafter Oleksii  
Makeiev und Gitta Connemann, die  
durch den Abend führte

+++  MIT-MITTELSTANDSPREIS 2025  +++  MIT-MITTELSTANDSPREIS 2025  +++   MIT-MITTELSTANDSPREIS 2025  +++   MIT-MITTELSTANDSPREIS 2025  +++   MIT-MITTELSTANDSPREIS 2025  +++   MIT-MITTELSTANDSPREIS 2025  +++   MIT-MITTELSTANDSPREIS 
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Notwendige Staatsreform
Kein Wunder also, dass der Preis in der Kategorie Gesell-
schaft dieses Mal an die „Initiative für einen handlungsfähi-
gen Staat“ unter der Leitung von Julia Jäkel, Bundesminister 
a.D. Thomas de Maizière, Bundesverfassungsgerichtspräsi-
dent a.D. Andreas Voßkuhle und Bundesminister a.D. Peer 
Steinbrück ging. Damit würdigt die MIT das überzeugende 
und klare Eintreten der Initiative für eine notwendige Staats-
reform. Die Laudatio auf sie hielt der Bundesminister für 
Digitales und Staatsmodernisierung Karsten Wildberger. 

Er sagte: „Unser Land braucht Menschen, die mit Mut 
und Entschlossenheit vorangehen – gerade dann, wenn die 
Widerstände groß sind. Die ,Initiative für einen handlungs-
fähigen Staat‘ hat Defizite schonungslos offengelegt. Ihre 
Vorschläge haben den Koalitionsvertrag maßgeblich ge-
prägt und entscheidend dazu beigetragen, dass es erstmals 
ein Ministerium für Digitales und Staatsmodernisierung 
gibt. Beide Themen gehören eng zusammen: Ein schlanker, 
handlungsfähiger Staat ist immer auch ein digitaler Staat. Es 
ist die zentrale Aufgabe dieser Regierung, die Impulse der 
Initiative aufzugreifen und Freiraum für Innovation und die 
Entfaltung digitaler Technologien zu schaffen.“

Der Unternehmenspreis wies in Richtung Zukunft! Jury-
Präsidentin Jana Schimke zeichnete mit Proxima Fusion ei-
nes der innovativsten und forschungsintensivsten Start-ups 
unseres Landes aus. Das Unternehmen forscht im Bereich 
der Kernfusion.

Die Gäste ließen den Abend im Glanz des erleuchteten 
Brandenburger Tors ausklingen – eines steht fest: Diese 
Preisverleihung wird so schnell niemand vergessen.

1. �Königin Silvia von Schweden  
erinnerte in ihrer Dankesrede an 
die Schwächsten der Gesellschaft 
– die Kinder

2. �MIT- Schatzmeister Michael  
Littig mit Lara Polster

3. �Karsten Wildberger während  
seiner Laudatio

4. �MIT-Chefvolkswirt Christoph 
Sprich mit Israels Botschafter 
Ron Prosor
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  5. �Friedrich Merz begrüßt Botschafter 
Oleksii Makeiev

  6. �Dorin Müthel-Brenncke, MIT-Landes-
chefin Mecklenburg-Vorpommern

  7. �INSM-Geschäftsführer Thorsten  
Alsleben im Gespräch mit Gregor  
du Moulin (Häner und Partner)

  8. �Bundeskanzler Friedrich Merz  
während seiner Laudatio auf  
Königin Silvia

  9. Jury-Präsidentin Jana Schimke
10. �Laudator Karsten Wildberger mit 

den Organisatoren der „Initiative  
für einen handlungsfähigen Staat“: 
Peer Steinbrück, Andreas Voßkuhle, 
Julia Jäkel und Thomas de Maizière; 
Moderatorin Gitta Connemann (v.l.)

11. �CDU-Vize-Generalsekretärin  
Christina Stumpp

12. �Außenminister Wadephul gratuliert 
Oleksii Makeiev

13. �Gebannt lauschen Gitta Connemann 
und Königin Silvia der Laudatio des 
Kanzlers

14. �Der Unternehmens-Preis: Laudatorin 
Jana Schimke mit Francesco Sciortino, 
Maria Dantz und Lucio Milanese von 
Proxima Fusion
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Die Preisträger auf einen Blick

Kategorie SONDERPREIS:
Preisträgerin: Ihre Majestät Königin Silvia von Schweden
Laudatio: Bundeskanzler Friedrich Merz 
 
Kategorie POLITIK:
Preisträger: Das ukrainische Volk – vertreten durch  
Seine Exzellenz, den Botschafter der Ukraine,  
Oleksii Makeiev 
Laudatio: Bundesaußenminister Johann Wadephul

Kategorie GESELLSCHAFT:
Preisträger: Initiative für einen handlungsfähigen Staat:  
Julia Jäkel, Thomas de Maizière, Peer Steinbrück,  
Andreas Voßkuhle 
Laudatio: Bundesminister für Digitales und  
Staatsmodernisierung, Karsten Wildberger  
 
Kategorie UNTERNEHMEN:
Preisträger: Proxima Fusion GmbH 
Laudatio: Jana Schimke, Vorsitzende der Jury

1. �Die strahlende Gastgeberin Gitta Connemann…
2. �…hier im Gespräch mit Wolfgang Schleicher,  

Geschäftsführer beim Zentralverband der  
Deutschen Geflügelwirtschaft 

3. �Gabriele Köstner (Müller-Zeiner Industrieverpackungen)  
im Gespräch

4. �Annalena Weber (VDMA)
5. �BFB-Hauptgeschäftsführer Peter Klotzki
6. �Stephan Hauschild (MIT Thüringen)
7. �Martin Ruppmann (INSA Consulere) mit Elmar Kühn (UNITI)

8. �Claus Widrig (CDU-Auslandsverband-
Schweiz) unterhält sich mit Sonja  
Bach-Meiers (UBG)

9. �Thorsten Alsleben und Tilman Kuban
10. �Angela Erwin, Landesvorsitzende  

der MIT NRW
11. �Lukas Hanstein (ZVO)
12. �Unions-Fraktionschef Jens Spahn (re.) 

begrüßt Königin Silvia von Schweden
13. �Achim Dercks (DIHK) und Matthias 

Heider (AIF)
14. �CDU-Generalsekretär Carsten  

Linnemann begrüßt die Monarchin
15. �MIT-Hauptgeschäftsführer Bastian 

Pophal
16. �Herzlicher Austausch: Königin Silvia 

und Gitta Connemann
17. �Matthias Lange (Allianz)
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Die deutsche Wirtschaft ist ein Global Player. Als 
rohstoffarmes Land sind wir abhängig von Be-
schaffungsmärkten. 2024 wurden Waren im Wert 

von 1,4 Billionen Euro importiert, etwa halb so viel wie die 
gesamte Wirtschaftsleistung in Deutschland. Gleichzeitig 
verschickten wir Waren im Wert von 1,6 Billionen Euro ins 
Ausland. Jeder vierte Arbeitsplatz hängt bei uns vom Ex-
port ab. Mit einem Anteil an der Weltbevölkerung von nur 
einem Prozent stellt Deutschland sechs Prozent der welt-
weit gehandelten Güter. 

Noch deutlicher wird die Internationalisierung bei den 
Auslandsinvestitionen. Über Auslandsbeteiligungen sind 
deutsche Investoren für rund acht Millionen Arbeitsplätze 
im Ausland verantwortlich – das entspricht etwa der An-
zahl der Industriearbeitsplätze zuhause in Deutschland. 
Die Unternehmen erwirtschaften über ihre Investitionen 
Auslandsumsätze in einer Höhe, die unsere Exporte um 
mehr als das Doppelte übersteigen.

Besonders der Mittelstand profitiert von der internatio-
nalen Ausrichtung. Unzählige kleine und mittlere Unter-
nehmen (KMU) sind auf dem Weltmarkt erfolgreich. Über 
300.000 deutsche KMU exportieren, meist auch in Länder 
außerhalb der EU. Nicht wenige – schätzungsweise min-
destens 1.500 – dieser Unternehmen sind als „Hidden 
Champions“ Weltmarktführer in ihren jeweiligen Nischen-
märkten. Viele weitere Unternehmen profitieren als Teil 
von Lieferketten von international erfolgreichen Großun-
ternehmen. 

wirtschaftspolitik waren enttäuschend. Ungeachtet des-
sen hat sich die MIT in den vergangenen Jahren intensiv mit 
den globalen Herausforderungen auseinandergesetzt. 
Viele der MIT-Forderungen finden sich im Grundsatzpro-
gramm und im Regierungsprogramm der CDU. Der aktuel-
le Koalitionsvertrag stellt nun Weichen für die Außenwirt-
schaftspolitik. Der Fahrplan der Bundesregierung ist klar: 
„In der Außen- und Entwicklungspolitik wird sich die neue 
Bundesregierung wieder stärker an unseren wirtschafts-
politischen Interessen orientieren“, so Stefan Rouenhoff, 
Parlamentarischer Staatssekretär im Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie.

In der Außenwirtschaftspolitik hat die neue Bundesre-
gierung mehrere Gänge hochgeschaltet. Mit der Ratifizie-
rung der EU-Investitionsschutzabkommen mit Singapur 
und Vietnam hat sie die wirtschaftlichen Beziehungen zu 
diesen dynamischen Märkten gestärkt. Zudem ratifiziert 
sie das Rahmenabkommen der EU mit Chile. Auch auf der 
Seite der Importe wurden MIT-Forderungen eingelöst. Ste-
fan Rouenhoff: „Die Sicherung der Rohstoffversorgung ist 
nicht mehr nur eine betriebswirtschaftliche Aufgabe ein-
zelner Unternehmen, sondern eine strategische Heraus-
forderung für Politik und Wirtschaft.“ Außerdem beschloss 
die Bundesregierung eine deutliche Entschärfung schädli-
chen Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes. Es werden 
keine Unternehmensberichten mehr geprüft, gegen Unter-
nehmen werden keine neuen Verfahren eingeleitet. Importie-
rende Unternehmen sind von einer schweren Bürde befreit.

Neue Realitäten, neue Antworten:

Unser Wohlstand hängt vom freien Zugang zu Auslandsmärkten 
ab. Der Zugang zu Rohstoffen und der Schutz sicherheitsrelevanter 
Technologien werden jetzt immer wichtiger

Haben Sie sich bereits damit auseinandergesetzt, wie Sie 
Ihr Geschäftsmodell mit Elementen der Kreislaufwirt-
schaft bzw. zirkulären Wirtschaft anpassen könnnen?

Geschäftsbezeichnungen des deutschen Mittelstands in den USA

Kunden in den USA 
 

Kunden in Deutschland oder anderen 
EU-Ländern, die in die USA exportieren

Bezug von Rohstoffen, Vorprodukten 
oder Dienstleistungen aus den USA

Wettbewerber in den USA 

Produktions- oder Vertriebsstandorte  
in den USA

Beteiligungen von über 10 % an  
Unternehmen in den USA

Mindestens eine der  
Geschäftsbeziehungen in den USA

8,5 %
7,1 %

2025
2019

5,1 %
7,4 %

3,9 %
6,8 %

1,7 %
3,4 %

1,2 %
1,3 %

16,4 %
18,7 %

0,1 %
1,6 %

Anteil der Unternehmen, die Geschäftsbeziehungen in den USA unterhalten, an allen Unternehmen (in Prozent)

Anmerkung: Mit der  
Anzahl der Unternehmen 
hochgerechnete Werte

Quelle: Sonderbefragungen zum KfW-Mittelstandspanel im Januar 2025 und September 2019

Außenwirtschaftspolitik gefordert wie nie
Die Außenwirtschaftspolitik steht vor der gewaltigen Auf-
gabe, mit dem raschen Wandel in der Weltwirtschaft 
Schritt zu halten. Multilaterale Institutionen wie die WTO 
stehen unter Druck. Globale Lieferketten werden politi-
siert, Protektionismus und geopolitische Spannungen ge-
fährden den Zugang zu Märkten. Der geoökonomische 
Wettbewerb mit USA und China zwingt zur Neuausrich-
tung. Der Zugang zu Rohstoffen und der Schutz sicher-
heitsrelevanter Technologien gewinnen an Bedeutung. 

Leider wurde die letzte Bundesregierung den Heraus-
forderungen nicht gerecht, die Fortschritte in der Außen-

Stefan Rouenhoff, 
Parlamentarischer Staatssekretär 
im Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie

„ In der Außen- und Entwick-
lungspolitik wird sich die neue 

Bundesregierung wieder stärker 
an unseren wirtschaftspolitischen 

Interessen orientieren.“

Außenwirtschaftspolitik 
für den Mittelstand
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Wir brauchen eine Strategie für eine wettbewerbsfähige 
und resiliente Wirtschaft sowie den politischen Willen, im 
globalen Machtgefüge selbstbewusst mitzuspielen.“ 

Zu den Herausforderungen gehört außerdem, sich von 
selbstauferlegten Belastungen zu verabschieden. Ein büro-
kratischer Grenzausgleichsmechanismen CBAM, die EU-Lie-
ferkettenregulierung oder immer neue Umwelt- und Arbeits-
schutzstandards belasten unsere Unternehmen und sind das 
falsche handelspolitisches Signal an unsere Handelspartner. 
Darüber hinaus müssen wir geostrategische Allianzen stär-
ken. Es wäre fahrlässig, sich auf die angeschlagene WTO zu 
verlassen. Die MIT will die G7 um weitere Staaten erweitern. 
Wir wollen den Zugang zu Rohstoffen sichern und weitere 
Handelspartnerschaften abschließen. Dabei muss es ab jetzt 
wieder erklärtes Ziel von Handelsabkommen sein, Handel zu 
fördern und nicht, Sozial- und Umweltbürokratie in alle Welt 
zu tragen. Auch Auslandsinvestitionen brauchen wieder 
mehr Förderung durch wirksamen rechtlichen Schutz. 

Im Umgang mit China muss es die Bundesregierung schaf-
fen, dem Wirtschaftspartner und Systemrivalen aus eigener 
Stärke heraus zu begegnen. Wir wollen, dass China bei der 
WTO der Status als Entwicklungsland entzogen wird. Bei er-
wiesenem Dumping muss die EU Stärke zeigen und handels-
politische Schutzinstrumente effizient nutzen. Schließlich ist 
für die MIT die Stärkung der transatlantischen Wirtschafts-
partnerschaft wichtig – trotz aller Schwierigkeiten im Um-
gang mit der Trump-Administration. Für den Mittelstand sind 
die USA wichtigstes Exportziel außerhalb der EU. Jedes 
sechste KMU hat dort Kunden, Zulieferer oder Wettbewer-
ber. Bessere transatlantische Beziehungen erhofft sich auch 
die deutsche Industrie. Positiv ist, dass Bundeskanzler Fried-
rich Merz die Beziehungen zu den USA bereits erheblich ver-
bessern konnte. Das langfristige Ziel muss ein Handelsab-
kommen mit den USA sein.

Protektionismus ist die größte Gefahr
Große Gefahren für die deutsche Wirtschaft würde es mit 
sich bringen, wenn sich die Politik durch die aktuellen geo-

märkten ab. „Die Ampel“ hat diesem Thema zu wenig Be-
achtung geschenkt. Für die Mittelstands- und Wirtschafts-
union und für die neue Bundesregierung hat Freihandel ei-
nen hohen Stellenwert, auch angesichts der handelspoliti-
schen Herausforderungen. Die MIT hat darauf hingewirkt, 
eine starke außenwirtschaftspolitische Agenda in der Pro-
grammatik der Union und im Koalitionsvertrag zu veran-
kern. Seit dem Regierungswechsel kommt diesem entschei-
denden Thema eine zentrale Bedeutung zu. 

Erste Erfolge wurden bereits erzielt, doch die Heraus-
forderungen steigen. Um unsere Rolle in der Weltwirt-
schaft zu sichern und die globale Wettbewerbsfähigkeit 
von KMU zu stärken sind noch erhebliche Anstrengungen 
notwendig. Die MIT wird die politischen Entwicklungen 
verfolgen und sich mit Kraft und Kompetenz für eine er-
folgreiche Außenwirtschaft einsetzen.� ••

Herausforderungen der  
Außenwirtschaftspolitik 
Doch es bleibt viel zu tun. Europa muss handlungsfähig ge-
macht werden. Die Bundesregierung muss eine Führungs-
rolle dabei einnehmen, um Europa angesichts von Handels-
konflikten zu einen. Das ist auch eine zentrale Forderung der 
deutschen Industrie. Wolfgang Niedermark, Mitglied der 
Hauptgeschäftsführung des Bundesverbands der Deutschen 
Industrie (BDI), sagt: „Die EU muss jetzt zeigen, dass sie 
mehr ist als ein Binnenmarkt – sie muss Machtfaktor sein: 

Dr. Christoph Sprich
Referent für Wirtschaft und Steuern
sprich@mit-bund.de

Wolfgang Niedermark, Mitglied 
der Hauptgeschäftsführung 

des Bundesverbands der
Deutschen Industrie (BDI)

Dr. Dirk Jandura, der Präsident 
des Bundesverbandes Großhandel, 

Außenhandel, 
Dienstleistungen (BGA)

„ Jetzt müssen alle an einem Strang 
ziehen, um die transatlantischen 
Wirtschaftsbeziehungen in dieser 

schwierigen Phase zu stabilisieren.“

„ Protektionismus ist ein Reflex – 
aber keine Strategie.“
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24 Im Verarbeitenden Gewerbe erwartete Entwick- 
lung der internationalen Wettbewerbsposition

2023

2024

Anteil der Unternehmen in Prozent, die erwarten, dass sich ihre Wettbe-
werbsposition in den kommenden drei Jahren im Vergleich zu ihren  
wichtigsten Wettbewerbern deutllich verbessert / eher verbessert /  
gleich bleibt / eher verschlechtert / deutlich verschlechtert.

deutllich verbessert

eher verbessert

gleich bleibt 

eher verschlechtert

deutlich verschlechtert

Anmerkung: Nur Unternehmen aus dem Verarbeitenden  
Gewerbe, für die Wettbewerber im Ausland eine wichtige Rolle 
spielen. Mit der Anzahl der Unternehmen hochgerechnet.
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politischen und geoökonomischen Herausforderungen zu 
Abschottung und Protektionismus verführen lassen würde. 
Deutschland und Europa sind Gewinner von Globalisie-
rung und Marktöffnung. Handelskriege kennen am Ende 
nur Verlierer – unabhängig davon, wer die Kontrahenten 
sind. Protektionismus vernichtet Wohlstand und begrenzt 
Wachstumschancen. Am Ende tragen immer Verbraucher 
und Unternehmen, insbesondere der Mittelstand, die fi-
nanziellen Auswirkungen. Auch die Wirtschaft warnt. Dr. 
Dirk Jandura, der Präsident des Bundesverbandes Groß-
handel, Außenhandel, Dienstleistungen (BGA): „Protektio-
nismus ist ein Reflex – aber keine Strategie. Statt mutig in 
Innovation und neue Geschäftsmodelle zu investieren, 
wird jetzt zunehmend nach staatlichem Schutz gerufen.“ 
Gerade angesichts von Handelskonflikten setzt sich die 
MIT für freien Handel ein.

Fazit: Die deutsche Wirtschaft ist international vernetzt, 
gerade der Mittelstand ist Gewinner der Globalisierung. 
Unser Wohlstand hängt vom freien Zugang zu Auslands-
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Offene Märkte  
statt neuer 
Mauern

zipien haben Europa stark gemacht – 
und sie müssen wieder in den Mittel-
punkt rücken. Zu den Hausaufgaben 
für die Politik gehört natürlich auch 
endlich wieder die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit des Produktions-
standortes Europas auf allen Ebenen 
anzugehen. Nur so können die erheb-
lichen Investitionen, die beispielsweise 
die Autoindustrie tätigt, ihre maximale 
Wirkung entfalten.

Stärke strategisch nutzen
Deutschland und Europa müssen sich 
daher entschlossen für freien Markt-
zugang und eine regelbasierte inter-
nationale Zusammenarbeit einset-
zen. Nur durch Dialog, Kooperation 
und gegenseitiges Vertrauen können 
faire Wettbewerbsbedingungen und 
wirtschaftliche Stabilität gesichert 
werden.

„ Eine Politik, die auf Protektionismus 
statt auf Partnerschaft setzt, schwächt 
unsere Wirtschaft. “

„ Wirtschaft und  
Geopolitik dürfen  
dabei in Berlin und 

Brüssel nicht getrennt 
voneinander gedacht 

werden. “

Zunehmende geopolitische 
Spannungen und wachsende 
protektionistische Tendenzen  

stellen die global aufgestellte Auto-
mobilindustrie und viele andere 
Branchen vor erhebliche zusätzliche 
Herausforderungen. Ob US-Zölle, EU-
Ausgleichsabgaben auf E-Autos aus 
China oder chinesische Exportrestrik-
tionen bei kritischen Rohstoffen – die 
internationale Arbeitsteilung gerät 
unter Druck. Auch in Europa mehren 
sich die Stimmen, die auf Abschottung 
statt auf Austausch setzen.

Doch eine Politik, die auf Protek
tionismus statt auf Partnerschaft 
setzt, schwächt unsere Wirtschaft. 
Gerade für eine Exportnation wie 
Deutschland sind offene Märkte, in-
ternationale Wertschöpfungsketten 
und regelbasierter Handel die Grund-
lage unseres Wohlstands. Diese Prin

Das gilt auch und gerade für den 
Umgang mit China. Entscheidend ist, 
dass gleiche Wettbewerbsbedingun-
gen und ein Level Playing Field gelten. 
Hier ist zuletzt ein Ungleichgewicht 
entstanden. Umso wichtiger ist es, 
dass Deutschland, Europa und China 
im Gespräch bleiben, Herausforderun-
gen offen ansprechen und gemeinsam 
Lösungen finden.

Wirtschaft und Geopolitik dürfen 
dabei in Berlin und Brüssel nicht ge-
trennt voneinander gedacht werden. 
Europäische wirtschaftliche Stärke ist 
die Voraussetzung für politische 
Handlungsfähigkeit und globale Rele-
vanz. Diese Stärke muss Europa strate-
gisch nutzen – mutig, verantwor-
tungsvoll und mit einer klaren gemein-
samen Stimme. 

Die EU muss pragmatischer 
agieren
Dazu gehört insbesondere, den euro-
päischen Binnenmarkt weiter zu ver-
tiefen sowie eine aktive und pragma
tische Handelspolitik zu betreiben. 
Freihandelsabkommen und Rohstoff-
partnerschaften schaffen Wachstum, 
Arbeitsplätze sowie Vertrauen und 
stärken die wirtschaftliche Zusam-
menarbeit mit Partnern weltweit. Die 
EU ist hier gefordert, künftig deutlich 
schneller und auch wesentlich prag-
matischer zu agieren, als dies in der 
Vergangenheit der Fall war. Geschwin-
digkeit, Entschlossenheit und Partner-

schaft auf Augenhöhe sind entschei-
dend – im Bewusstsein unterschiedli-
cher Interessen, historischer Erfahrun-
gen und wirtschaftlicher Realitäten.

Spannungen dürfen nicht zu 
Abschottung verleiten
Fakt ist: Nur eine starke, exportorien-
tierte und innovative Industrie kann 
die großen Transformationen unserer 
Zeit bewältigen und global Verantwor-
tung übernehmen. Insbesondere der 
automobile Mittelstand ist eine wich-
tige Säule der europäischen Automo-
bilindustrie. Zulieferer inklusive der 
Entwicklungsdienstleister zeichnen 
sich durch regionale Verbundenheit, 
weltweite Netzwerke, attraktive Ar-
beitsplätze und hohe Innovationskraft 
aus und sind für rund 75 Prozent der 
Wertschöpfung am Fahrzeug verant-
wortlich. 

Deutschland und Europa müssen 
daher zudem alles tun, um Standort, 
internationale Wettbewerbsfähigkeit 
und Wachstum zu stärken – das schafft 
eine starke Verhandlungsposition, för-
dert Investitionen und treibt Innova-
tionen voran. Krisen und Spannungen 
dürfen nicht zu Abschottung verleiten, 
sondern müssen Ansporn sein, neu zu 
denken, Prioritäten zu setzen und mu-
tig zu handeln.� ••

Ein Namensbeitrag 
von Hildegard Müller, 
Präsidentin des  
Verbandes der Auto
mobilindustrie
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Versorgungssicherheit ist 

kein Nischenthema. Sie  

entscheidet darüber, ob  

Unternehmen investieren, 

wachsen und Arbeitsplätze 

schaffen – oder Standorte 

schließen

Der Mittelstand 
in der Energieklemme

fügung und wie lang ist unsere Ener-
gieversorgung stabil? Unternehmen 
wie Haushalte müssen rund um die 
Uhr Zugang zu ausreichend Energie 
haben, dies zu vertretbaren Kosten 
und mit einer stabilen Versorgung. 

Dabei geht es um mehr als nur 
den Strom aus der Steckdose. Eine 
nachhaltige, langfristige und gegen 
Störungen gesicherte Versorgung 
beinhaltet neben der Erzeugung 
oder dem Import auch den Trans-
port beziehungsweise die Vertei-
lung von Energie. Dafür ist eine sta-
bile und belastbare Verteilung unab-
dingbar – für Strom und für Brenn- 
und Kraftstoffe, auf denen rund 80 
Prozent unseres Endenergiever-
brauchs beruhen. Flüssige und gas-
förmige Kraft- und Brennstoffe sind 
und werden für Deutschland weiter-
hin die Hauptenergiequelle sein. 

Kurzum: Die Energieversorgungs-
sicherheit ist das Rückgrat einer 
funktionierenden Wirtschaft, denn 
ohne eine gewährleistete Versorgung 
mit Strom, Gas und Wärme stehen 
Produktion, Dienstleistungen und 
letztendlich unser Alltag still.

Warum ist der Mittelstand  
besonders betroffen?
Dass alle Unternehmen von einer 
sicheren Versorgung abhängig sind, 

steht außer Frage. Jedoch treffen Un-
sicherheiten den Mittelstand beson-
ders hart. Die vergangenen Jahre ha-
ben gezeigt, wie anfällig unsere Ener-
gieversorgung sein kann: Steigende 
Energiekosten, unsichere Lieferketten 
und volatile Märkte führen zu Pla-
nungsunsicherheit und Unsicherhei-
ten bergen wirtschaftliche Risiken. 

Anders als große Unternehmen 
verfügen kleine und mittelständige 
Unternehmen in vielen Fällen weder 

über ausreichende eigene Erzeu-
gungs- oder Speicherkapazitäten 
noch über finanzielle Polster, die im 
Falle einer nicht gesicherten Energie-
versorgung beziehungsweise im Falle 
eines Produktionsausfalls greifen 
können. Knappheit und Preis, egal ob 
Strom oder flüssige Energieträger, 
können von Mittelständlern häufig 
schlecht bis gar nicht abgefedert 
werden. 

Beispiel hierfür sind die Kosten, 
die durch Stromausfälle entstehen. 
Zwar ist die Netzstabilität in Deutsch-
land im internationalen Vergleich 
gut, dennoch gaben 42 Prozent der 
Betriebe in der DIHK-Unternehmens-
befragung vom Februar 2024 an, 
Stromausfälle von unter drei Minuten 
erlebt zu haben.  Gar ein Drittel wa-
ren von Stromausfällen betroffen, die 
länger als drei Minuten andauerten, 
dabei haben bereits kurze Ausfälle 
teils gravierende Auswirkungen. 

Wie steht es um unsere  
Energieversorgungssicherheit?
Anfang September veröffentlichte die 
Bundesnetzagentur ihren Monitoring-
bericht Versorgungssicherheit Strom. 

Haben Sie sich bereits damit auseinandergesetzt, wie Sie 
Ihr Geschäftsmodell mit Elementen der Kreislaufwirt-
schaft bzw. zirkulären Wirtschaft anpassen könnnen?

Produktionseinschränkung und Abwanderung der Betriebe

2022

2023

2024

gesamt

Industrie

Industrie mit hohen Stromkosten (> 14 % Umsatz)

Industrie > 500 Mitarbeitende

11 %

17 %

18 %

21 %

32 %

37 %

25 %

38 %

45 %

37%

43%

51%

So viele Unternehmen planen oder realisieren Einschränkungen der Produktion im Inland oder  
Verlagerungen ins Ausland als Reaktion auf Veränderungen in der Energiewirtschaft und -politik
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Wenn in der Öffentlich-
keit das Thema der 
Energieversorgungs-

sicherheit angesprochen wird, dann 
sind es meist die großen Unterneh-
men, die den Diskurs bestimmen. 
Doch was bedeutet eine sichere 
Energieversorgung eigentlich für 
deutsche Mittelständler? Energie 
ist längst nicht nur ein Kostenfak-
tor, sondern ein Risiko- und Wett-
bewerbsthema zugleich. Die sichere 
Versorgung mit Energie ist für den 
Wirtschaftsstandort essenziell, denn 
Instabilität führt zu hohen Kosten. 
So verursachte beispielsweise der 
Stromausfall in Spanien im April die-
ses Jahres wirtschaftliche Verluste 

Matthias Belitz, Geschäftsführer 
der Energieintensiven Industrien 
in Deutschland (EID)

„ Versorgungssicherheit ist kein 
Nice-to-have, sondern unabdingbare 

Grundvoraussetzung für den  
Erhalt des Industriestandorts.“

von geschätzten 1,6 Milliarden Euro. 
Ein Extremfall, der jedoch die Folgen 
einer instabilen Energieversorgung 
klar aufzeigt. 

Was bedeutet eigentlich  
Energieversorgungssicherheit?
„Energieversorgungssicherheit“ ist 
ein häufig verwendeter, allerdings 
wenig erklärter Begriff mit vielen 
Facetten. Neben der Bezahlbarkeit, 
die in den letzten Wochen und Mo-
naten immer wieder im Fokus stand, 
setzt sich die Versorgungssicherheit 
auch aus den Aspekten der Verfüg-
barkeit und der Nachhaltigkeit zu-
sammen, heißt: Wie viel Energie 
steht dem Endverbraucher zur Ver-
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Andreas Lenz, wirtschafts- und energiepolitischer 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion

„ Versorgungssicherheit 
hat unterschiedliche  

Dimensionen.“

Die MIT forderte bereits im Januar 
2025 die Etablierung eines Monito-
rings der Versorgungssicherheit, wel-
ches die Kraftwerkskapazitäten in den 
Fokus nimmt und regelmäßig über den 
Status quo unserer Energieversorgung 
berichtet. Die Ergebnisse sind eindeu-
tig: Um bis 2035 eine sichere Versor-
gung mit Strom gerade mit Blick auf 
das Erreichen der Klimaziele gewähr-
leisten zu können, muss die Bundesre-
gierung Maßnahmen ergreifen. 

Unsere Energieversorgung wird in 
Zukunft nur dann stabil bleiben, wenn 
neue Kraftwerkskapazitäten geschaf-
fen werden und dem Endverbraucher 
mehr Flexibilität bei der Verwendung 
des Stroms ermöglicht wird. Die Ver-
fügbarkeit von Strom kann laut Moni-
toringbericht nur mit dem Zubau von 
Kapazitäten zwischen 22,4 GW und 
35,5 GW gesichert werden. Dabei 
wirft der Bericht den Blick nur auf 
Strom. Die MIT wirbt stets dafür, die 
Verfügbarkeit von flüssigen und gas-
förmigen Energieträgern, beispiels-
weise Biokraftstoffen oder Wasser-
stoff, nicht zu vernachlässigen, denn 
nach wie vor sind rund 80 Prozent un-
seres Endenergieverbrauchs durch 
Moleküle gedeckt. Entsprechend posi-
tiv sieht die MIT die Pläne von Bundes-
wirtschaftsministerin Reiche für den 
Bau neuer Gaskraftwerke zur Absiche-
rung der Energieversorgung. 

Zeitgleich braucht 
es mehr Anstrengungen 
im Bereich der Nachhaltig-
keit. Der Ausbau von erneuer-
baren Energien oder der Hochlauf 
von Wasserstoff, der Anschluss von 
Wärmepumpen oder Ladestationen 
belasten die Netze. Daher müssen 
unsere Verteilernetze, sei es Strom, 
Gas oder Wasserstoff, ausgebaut und 
modernisiert werden, um langfristig 
Stabilität gewährleisten zu können. 

Energieversorgungssicherheit ist 
kein technisches Nischenthema, son-
dern ein wirtschaftspolitischer Impe-
rativ. Sie entscheidet darüber, ob Un-
ternehmen investieren, wachsen und 
Arbeitsplätze schaffen – oder Stand-
orte schließen.

Gerade der Mittelstand, vielfach 
ortsgebunden und ohne große finan-
zielle Reserven, ist auf eine stabile und 

Anzahl der Unternehmen  
mit Stromausfallkosten 

keine

< 10.000 Euro

10.000 - 50.000 Euro

50.000 - 100.000 Euro

> 100.000 Euro

keine
446

10.000 - 
50.000 Euro

96

31
19

< 10.000 Euro
276

Quelle: DIHK-Unternehmensbefragung 
Februar 2024

Der Binnenmarkt, 
das Herz Europas

Der Binnenmarkt ist das Herz-
stück der Europäischen 
Union. Einheitliche Regeln, 

eine gemeinsame Währung und der 
Wegfall vieler physischer Grenzen er-
leichtern den Alltag kleiner und mitt-
lerer Unternehmen (KMU) überall 
in Europa. So können Betriebe quer 
durch die EU effizienter zusammen-
arbeiten, Produkte und Dienstleis-
tungen frei anbieten und von einem 
großen Kundenkreis aus 450 Millionen 
EU-Bürgern profitieren.

Dennoch sind nicht alle Hindernis-
se beseitigt. Unterschiedliche regio-
nale und nationale Vorschriften er-
schweren europaweites Wachstum – 
gerade für aufstrebende Start-ups ein 
echtes Hindernis. Noch.

Ein funktionierender, vollendeter 
Binnenmarkt würde gerade in Zeiten 
von globaler Polarisierung den entschei-
denden Vorteil für uns Europäer brin-
gen. Deshalb wird die Europäische Union 
in den kommenden Monaten ihren Fahr-
plan für die Vollendung des Binnenmark-
tes bis 2028 vorstellen. Das Ziel: mehr 
Wettbewerbsfähigkeit durch harmoni-
sierte Regeln, die direkt für alle gelten.

Energie- und Telekommuni
kationsbinnenmarkt:  
zukunftssicher aufgestellt
Europa arbeitet konsequent an der Inte-
gration der Energiemärkte: Unterneh-
men können davon künftig durch stabi-
lere, günstigere Preise, mehr Auswahl 
bei den Anbietern und sicherer Versor-
gung – dank europaweiter Netze und 
grenzübergreifendem Handel profitie-
ren. Im Bereich Telekommunikation sor-
gen EU-Regeln für den Ausbau digitaler 
Infrastruktur und für faire Bedingungen 
auch in ländlichen Regionen.

Kapitalmarktunion:  
Finanzierung für europäische 
Zukunftspläne
Der Zugang zu Finanzierung ist für 
Wachstums- und Innovationsprojekte 
entscheidend. In einer vollendeten Ka-
pitalmarktunion würden Banken nicht 
nur attraktivere Kredite vergeben kön-
nen, sondern könnten auch Finanzie-
rungsformen wie Anleihen oder Beteili-
gungen europaweit zugänglich machen.

Mit den so gewonnenen Finanzmit-
teln könnten Unternehmen Innovatio-
nen vorantreiben und neue Märkte er-
schließen. Wichtig ist dabei: Das Kapi-
tal stammt von Anlegern aus Europa 
und wird gezielt im Sinne der europäi-
schen Wirtschaft eingesetzt – anstatt 
in andere Weltregionen abzufließen.

Freier Austausch von Wissen 
und Innovation
Europa lebt von seinen vier Grundfrei-
heiten: dem freien Personen-, Waren-, 
Dienstleistungs- und Kapitalverkehr. 
Aufbauend auf diesen Säulen schlägt 
der Europa-Vordenker Enrico Letta ei-
ne fünfte Säule vor: Die freie Zirkula-
tion von Wissen, Forschung und Inno-
vation. Ziel ist es, dass Forschende, 
Start-ups und etablierte Unternehmen 
künftig unkompliziert und ohne Bar-
rieren zusammenarbeiten können.

Der Binnenmarkt muss bis 2028 deutlich ausgebaut 
werden. Das eröffnet viele Möglichkeiten für kleine 
und mittlere Unternehmen, die bisher den Schritt 
ins EU-Ausland gescheut haben – ein Namensbeitrag 
von Marion Walsmann, Sprecherin des PKM Europe

Kleine und mittlere Betriebe erhiel-
ten so leichter Zugang zu Wissen, Tech-
nologien und Partnern – etwa im Ma-
schinenbau, der Medizintechnik oder 
der digitalen Entwicklung. Die logische 
Folge: mehr Kooperationen, schnellere 
Entwicklung, bessere Produkte.

Die Europäische Kommission arbei-
tet derzeit an einer Idee, die für junge 
Unternehmen zum echten Gamechan-
ger werden kann. Das sogenannte „28. 

Regime“: ein freiwilliger europäischer 
Rechtsrahmen, der Unternehmen ein-
heitliche Regeln bietet – dort, wo na-
tionale Vorschriften Innovation und 
Fortschritt bremsen. Unternehmen 
könnten nach einem europäischen 
Standard arbeiten, ohne langwierige 
nationale Gesetzgebungsverfahren 
abwarten zu müssen. Im Jahr 2026 soll 
eine entsprechende Gesetzesinitiative 
unterbreitet werden.

Weniger Abhängigkeit, mehr 
Zuverlässigkeit
Der Binnenmarkt war immer das Herz-
stück der europäischen Idee, der An-
trieb für politischen und gesellschaft-
lichen Zusammenhalt. Jetzt ist es an 
der Zeit, das europäische Herz schnel-
ler schlagen als je zuvor zu lassen – für 
Wachstum, Innovation und wirtschaft-
liche Stärke in Europa.

MIT:NAMENSBEITRAG
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Shereef Salzmann
Referent für Energie-, Klima- und 
Umweltpolitik

bezahlbare Energieversorgung ange-
wiesen. Die Erfahrungen der letzten 
Jahre sind Mahnung genug: Deutsch-
land muss Versorgungssicherheit als 
strategisches Ziel definieren – nicht 
nur für Großunternehmen, sondern 
besonders für die breite Mehrheit der 
kleinen und mittleren Betriebe.� ••
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Bastian Pophal: Herr Zander, wir 
haben uns den Geschäftsklima-Index 
der Metall- und Elektro-Industrie 
(M+E-Industrie) und des ifo-Instituts 
angeschaut. Er zeigt erstmals seit 
2022 wieder eine kleine Mehrheit 
von Unternehmen, die zuversicht
licher in die Zukunft blicken. Woher 
kommt diese leichte Trendwende? 
Und was macht die Unternehmen 
heute etwas optimistischer als noch 
zu Ampel-Zeiten?
Oliver Zander: Wir sind in der M+E-
Industrie mittlerweile im zehnten Re-
zessionsquartal. In so langen Phasen 
gibt es naturgemäß immer wieder 
Hoffnungsschimmer, aber die ifo-Zah-
len und der weiterhin spürbare Über-
hang an Personal gegenüber der Pro-
duktion sprechen eine klare Sprache: 
Von einer echten Trendwende kann 

Im Interview mit MIT-Hauptgeschäftsführer Bastian 

Pophal spricht Gesamtmetall-Hauptgeschäftsführer 

Oliver Zander über die dramatische Kostensituation 

des Standorts Deutschland, die Vorteile der  

Wochenarbeitszeit – und warum wir verbindliche  

Bildungsstandards brauchen

keine Rede sein. Es geht, wenn ich es 
drastisch formuliere, weiterhin brutal 
abwärts. Gegenüber 2019 haben wir 
eine Unterauslastung in der Produkti-
on von rund 16 Prozent, zugleich be-
trägt der Personalabbau bisher nur bei 
etwa 7 Prozent. Dieses Gap zeigt, was 
droht: Wenn die realen Zahlen nicht 
drehen und es bei bloßen Stimmungs-
aufhellern bleibt, wird der Beschäfti-
gungsabbau unvermeidlich weiterge-
hen. Seit 2019 haben wir bereits 
250.000 Industriearbeitsplätze in der 
M+E-Industrie verloren; setzt sich die 
Entwicklung fort, verlieren wir bis En-
de 2026 weitere 150.000 Stellen – das 
sind rund 40 Milliarden Euro Wert-
schöpfung, die Deutschland fehlen. Ja, 
es gibt politische Signale, die Hoff-
nung machen; ja, ein Bundeskanzler 
Merz weckt bei vielen Erwartungen 
und hat vieles Richtige angestoßen. 
Aber Hoffnung allein stabilisiert die 
Lage nicht.

Im Vorfeld des Stahlgipfels wurde 
gefordert, die Automobilindustrie 
solle verpflichtend europäischen, 
am besten deutschen Stahl einsetzen. 
Aus der SPD hörte man den Ruf 
nach „Standortpatriotismus“. Sind 
deutsche Unternehmen zu wenig 
patriotisch – oder ist das am Ende 
eine Scheindebatte? Und wäre „Buy 
European“ bzw. „Buy German“  
mit der Sozialen Marktwirtschaft 
überhaupt vereinbar?
Unser Kernproblem ist nicht mangeln-
der Patriotismus, sondern die Kosten-
situation des Standorts Deutschland: 

„Die Rente braucht 
Strukturreformen, 
nicht Symbolpolitik“

„ Es wäre sinn-
voll, wenn gesetz-
lich Versicherte 
eine nachrichtiche 
Leistungs- und 
Kostenübersicht 
erhielten, damit 
ihnen sichtbar 
wird, was statt-
gefunden hat und 
was es gekostet 
hat.“

MIT:INTERVIEW
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Oliver Zander, Jahrgang 1968, ist seit 2013 Haupt-

geschäftsführer des Gesamtverbands der Arbeitge-

berverbände der Metall- und Elektroindustrie e.V. 

(Gesamtmetall). Zuvor bekleidete der Rechtsanwalt 

und Oberst d.R.  verschiedene leitende Funktionen 

beim Hauptverband der Deutschen Bauindustrie. 

Zander vertritt bundesweit die Interessen der Metall- 

und Elektroindustrie mit ca. 3,8 Mio. Beschäftigen. 

Er ist Mitglied im Verwaltungsrat der Bundesagentur 

für Arbeit, im Vorstand der BG ETEM und zudem 

Co-Vorsitzender der MIT-Bundesfachkommission  

Arbeitsmarkt und Soziale Sicherung.

MIT:INTERVIEW

Steuern, Energie, Sozialabgaben – und 
dazu viel zu viel Bürokratie. Wenn ich 
nun „Local/European Content“ vor-
schreibe, verteuern sich die Vorleis-
tungen weiter. Deutschland lebt wie 
kaum ein anderes Land vom Welthan-
del, von offenen Märkten und globa-
len Wertschöpfungsketten. Wenn wir 
Handelsbarrieren hochziehen, kommt 
die Reaktion der anderen Seite sicher, 
und wir schaden uns als exportabhän-
giger Volkswirtschaft doppelt. Natür-
lich brauchen wir eine leistungsfähige 
Stahlindustrie in Deutschland – wegen 
des Grundstoffs, der Veredelung, der 
Weiterverarbeitung und der For-
schung. Aber dann bitte zielgenau 
unterstützen, etwa über einen wett-
bewerbsfähigen, verlässlichen Indust-
riestrompreis und investitionsfreund-
liche Rahmenbedingungen statt über 
Protektionismus. Patriotische Appelle 
ersetzen keine Wettbewerbsfähigkeit.

Kommen wir zu den Sozialabgaben. 
Sie haben wiederholt vor einer 
Kostenlawine gewarnt und von  
„Reformverweigerern“ gesprochen. 
Wen meinen Sie – und wo sehen Sie 
den dringendsten Handlungsbedarf?
Wir liegen heute bei einem Gesamt-
sozialversicherungsbeitrag von rund 
42 Prozent; wenn wir nichts tun, lan-
den wir in zehn Jahren bei 50 bis 53 
Prozent. Das wäre das absolute Ende 
der Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Industrie. Deshalb ist das Ziel 
klar: Beitragssätze stabilisieren. Das 
setzt voraus, dass in allen Zweigen 
spürbar Effizienzen gehoben werden 

gefunden hat und was es gekostet hat. 
In der Arbeitslosenversicherung ist die 
Bundesagentur für Arbeit mit über 
110.000 Beschäftigten zu groß; der 
demografische Wandel erlaubt, Stel-
len über Fluktuation geordnet abzu-
bauen. Zugleich sollte das Arbeitslo-
sengeld einheitlich auf zwölf Monate 
Bezugsdauer festgelegt werden – das 
bringt eine Milliardenentlastung und 
stabilisiert den Beitragssatz. In der 
Rentenversicherung dürfen die Halte-
linien nicht einfach über 2031 hinaus 
verlängert werden; das würde Sum-
men binden, die in der Größenord-
nung des 500-Milliarden-Infrastruk-
turpakets liegen und die Spielräume 
der Jüngeren auffressen. Und zur 
„Mütterrente“ sage ich klar: Das ist 
teurer Firlefanz, ein Wahlgeschenk oh-
ne systemische Wirkung. Die Rente 
muss verlässlich sein, aber eben auch 
finanzierbar – dafür braucht es Struk-
turreformen, nicht Symbolpolitik.

Ein anderes Dauerthema ist das  
Arbeitszeitrecht. Sie fordern eine 
Umstellung von der täglichen 
Höchstarbeitszeit auf eine Wochen-
arbeitszeit. Was wären die konkreten 
Vorteile – auch mit Blick auf die 
M+E-Industrie?
Das moderne Arbeitsleben ist von 
Phasen intensiver Arbeit und von Ru-
hephasen geprägt; mobiles Arbeiten, 
Schichtmodelle, Projektspitzen – das 
alles verlangt mehr Flexibilität. Eine 
Wochenarbeitszeit mit einer klaren 
Obergrenze gibt Betrieben und Be-
schäftigten die Freiheit, die Wochen-

arbeitszeit bedarfsgerecht zu vertei-
len, ohne permanent in Überstunden-
logik und Zuschlagsfallen zu rutschen. 
Damit lassen sich Vier-Tage-Modelle 
bei unveränderter Wochenarbeitszeit 
rechtssicher und betriebswirtschaft-
lich vernünftig organisieren. Für viele 
hochqualifizierte Tätigkeiten, in denen 
faktisch länger als acht Stunden am 
Tag gearbeitet wird, wäre es zudem die 
lang geforderte Anerkennung gelebter 
Praxis. Regeln sollten der Realität ent-
sprechen.

Reicht mehr Flexibilität – oder 
müssen wir insgesamt wieder mehr 
arbeiten, um den Wohlstand zu hal-
ten? Es ist von der Abschaffung von 
Feiertagen bis hin zu Karenztagen 
die Rede, außerdem geht es um ho-
he Krankheitsquoten.
Rein rechnerisch ist die Lage eindeu-
tig: Wir werden weniger Erwerbstätige 
haben, die die gleiche Wertschöpfung 
erbringen müssen, wenn der Wohl-
stand nicht sinken soll. Die eine Ant-
wort heißt Technologie, Digitalisie-
rung, KI. Die zweite Antwort heißt 
Bürokratieabbau, damit produktive 
Arbeit überhaupt Zeit hat, stattzufin-
den. Und die dritte Antwort sind An-
reize: weniger Teilzeit, länger im Er-
werbsleben bleiben, die Rücknahme 
falscher Anreize, wie der Rente mit 63. 
Die Aktiv-Rente, vorgeschlagen von 
Carsten Linnemann, ist ein richtiger 
erster Schritt – sie sollte perspekti-
visch auch Selbstständige einschlie-
ßen. Bei Lohnersatzleistungen muss 
man sorgfältig, aber entschlossen da-

„ Wir sind in der M+E-
Industrie mittlerweile 
im zehnten Rezessions-
quartal.“

– wenn das im Detail politisch nicht 
gelingt, dann braucht es notfalls pau-
schal drei bis fünf Prozent Kürzung. 
Angesichts eines Sozialbudgets von 
etwa 1,35 Billionen Euro reden wir ak-
tuell über weniger als drei Prozent 
Kürzungsbedarf zur Beitragsstabilisie-
rung – das ist machbar. Wer das kate-
gorisch ablehnt, verweigert Reformen; 
das gibt es in Teilen der Union und in 
zu vielen sozialdemokratischen Krei-
sen, die jede einzelne Sozialleistung in 
Höhe und Umfang für unantastbar er-
klären, statt das System durch Refor-
men insgesamt tragfähig zu halten.

Können Sie das nach Bereichen  
konkretisieren?
Im Gesundheitswesen haben wir eines 
der teuersten Systeme weltweit, aber 
nur eine durchschnittliche Lebenser-
wartung – das ist ein klares Effizienz-
problem. Wir müssen Über- und Un-
terversorgung abbauen, Strukturen 
straffen, die Planung bei Kranken-
hausbetten und Großgeräten anpas-
sen. Und wir brauchen mehr Transpa-
renz: Es wäre sinnvoll, wenn gesetzlich 
Versicherte eine nachrichtliche Leis-
tungs- und Kostenübersicht erhielten, 
damit ihnen sichtbar wird, was statt-

„ Von akkuraten  
Papierlagen, Formu-
laren und Kontroll
akten wird kein Land 
reich. Bürokratie  
bindet Menschen,  
die in Produktion, 
Entwicklung, Vertrieb, 
Service fehlen.“
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für sorgen, dass Arbeit sich stärker 
lohnt und Fehlanreize reduziert wer-
den. Das ist kein einzelner großer 
Wurf, sondern ein Bündel aus vielen, 
miteinander verzahnten Maßnahmen.

Ein massiver Wettbewerbsnachteil 
ist die Bürokratie. Laut IAB wurden 
seit 2022 rund 325.000 Personen 
zusätzlich eingestellt, um regulato-
rische Vorgaben zu verwalten – 
mehr, als Volkswagen in Deutsch-
land Beschäftigte hat. Haben wir 
verlernt, was Wertschöpfung be-
deutet?
Zum Teil ja. Von akkuraten Papierla-
gen, Formularen und Kontrollakten 
wird kein Land reich. Bürokratie bin-
det Menschen, die in Produktion, Ent-
wicklung, Vertrieb, Service fehlen. 
Soziale Marktwirtschaft verbindet 
laut Alfred Müller-Armack das Prinzip 
der Freiheit des Marktes mit dem 
Prinzip des sozialen Ausgleichs – aber 
wenn die Freiheit des Marktes durch 
Regulierungen immer kleiner wird, 
erlahmt die Dynamik, die am Ende 
den sozialen Ausgleich finanziert. Wir 
müssen dringend umsteuern: weniger 
Regulatorik, weniger Berichtspflich-
ten, schnellere Verfahren – und, ja, 
am Ende auch weniger Bürokraten. 
Sonst werden wir unseren Wohlstand 
nicht halten.

Das Bürgergeld wird nun durch ei-
ne neue Grundsicherung ersetzt. 
Viele sehen darin einen Schritt in 
Richtung Leistungsgerechtigkeit. 
Was muss jetzt folgen, damit sich 

Leistung in Deutschland wieder 
lohnt?
Zunächst braucht es einen klaren Kurs 
bei Steuern und Abgaben. Wenn Tarif-
beschäftigte in der M+E-Industrie im 
Schnitt 82.000 Brutto verdienen und 
davon 14.000 Euro mit Spitzensteuer-
satz versteuern müssen, und wenn 
gleichzeitig die Sozialbeiträge steigen, 
sinkt die Bereitschaft, zusätzlich zu 
arbeiten oder Verantwortung zu über-
nehmen. Parallel dazu müssen wir die 
Sozialverwaltung effizienter machen: 
Wer Leistungen braucht, soll sie zügig 
und unbürokratisch bekommen, aber 
es muss eben auch entschieden wer-
den, wer sie nicht benötigt. Eine sol-
che Klarheit erhöht Gerechtigkeit und 
dämpft Kosten. Beides zusammen – fi-
nanzielle Entlastung bei Steuern und 
Beiträgen und eine effiziente, trans-
parente Grundsicherung – setzt genau 
die Anreize, die wir brauchen.

Zur Mindestlohnkommission: Erst-
mals ist sie von ihrer bisherigen 

Orientierung an der Tarifentwick-
lung abgewichen, politischer Druck 
war deutlich spürbar; die SPD hatte 
15 Euro gefordert. Wie steht es um 
die Unabhängigkeit – und welche 
Nebenwirkungen sehen Sie?
Die Mindestlohnkommission wurde ge-
nau deshalb geschaffen, um einen poli-
tischen Mindestlohn, der im Parlament 
beschlossen wird, zu verhindern. Genau 
deswegen muss die Mindestlohnkom-
mission auch fortbestehen. Wenn 
Wahlkämpfe mit der Höhe des Min-
destlohns bestritten werden und politi-
scher Druck wächst, wird dieser Grund-
gedanke untergraben. Zu schnelle An-
hebungen des Mindestlohns verdrän-
gen in vielen Branchen die unteren Ta-
rifentgelte, hebeln Tarifverträge aus 
und senken den Anreiz für Beschäftig-
te, überhaupt Gewerkschaftsmitglieder 
zu werden. Kurzfristig mag das attraktiv 
erscheinen, langfristig schwächt es die 
Tarifbindung und damit auch die Rolle 
der Sozialpartner. Das ist kein kleiner 
Kollateralschaden, sondern eine massi-

ve Beschädigung der Tarifautonomie.
Fachkräftemangel bleibt eines der 
größten Risiken – besonders in den 
MINT-Berufen. Mit dem Rentenein-
tritt der Babyboomer bis 2035 
droht sich die Lage zu verschärfen. 
Welche Schritte sind jetzt nötig?
Das größte Thema ist Bildung. Wir ha-
ben für vieles Qualitätsstandards, 
aber nicht für das Ergebnis der Schul-
bildung, und wir messen das zu we-
nig. Wir brauchen verbindliche Bil-
dungsstandards, die klassenscharf 
und schulscharf erhoben werden, 
damit klar ist, wo Lücken sind und 
was konkret vor Ort getan werden 
kann und muss. Es kann nicht sein, 
dass wir Jahr für Jahr zehntausende 
Jugendliche ohne Abschluss aus dem 
System entlassen – das sind fehlende 
potenzielle Auszubildende und Fach-
kräfte. Wenn wir diese Lücke schlie-
ßen, wenn wir Technologie zulassen, 
pro Kopf etwas mehr arbeiten, gezielt 
Fachkräfte aus dem Ausland gewin-
nen und die Grundsicherung so akti-
vierend gestalten, dass einfache Tä-
tigkeiten wieder angenommen wer-
den, dann bekommen wir die Fach-
kräftelücke in den Griff. Es ist eine 
Mischung – aber sie ist machbar.

Ein kurzer Blick auf Sicherheits- 
und Verteidigungswirtschaft: Wie 
kommen wir bei Beschleunigung 
und Beschaffung voran – und was 
bedeutet das für M+E?
Die M+E-Industrie ist der Kern der 
deutschen Verteidigungs- und Si-
cherheitswirtschaft: Luftfahrt, Spe-

zialfahrzeugbau, Schiffbau, Elektro-
technik. Da wird es einen Aufbau 
geben, und das hilft. Aber es wird 
die Verluste in anderen Bereichen 
nicht eins zu eins kompensieren. 
Positiv ist, dass sich das Mindset ge-
ändert hat. Im Rüstungsbereich 
kommt es auf größte Schnelligkeit 
an, deshalb ist es gut, dass Rüstung 
vom Bundestariftreuegesetz nicht 
erfasst werden soll. Klar ist auch: 
Material braucht Personal. Wenn 
der freiwillige Aufwuchs nicht 
reicht, wird man über eine Rückkehr 
zur Wehrpflicht ernsthaft sprechen 
müssen. Abschreckungsfähigkeit ist 
kein Slogan, sie ist eine Fähigkeit, 
die Material, Menschen und Füh-
rung zusammenbringt.

Ein Koalitionsvertrag lebt von Kom-
promissen. So hat es auch das Bun-
destariftreuegesetz in den Vertrag 
und in den Bundestag geschafft. 
Die Union hat bis zuletzt auf eine 
bürokratiearme Umsetzung ge-
drängt. Wie ist Ihre Position?
Das Bundestariftreuegesetz ist aus 
meiner Sicht ein ideologisch getrie-
benes Projekt, das die Tarifbindung 
nicht erhöhen wird. In den Ländern, 
die so etwas eingeführt haben, sieht 
man dafür keinen einzigen belastba-
ren Nachweis. Stattdessen greift der 
Staat in die Tarifautonomie ein, macht 
Vergaben teurer, komplizierter und 
anfechtbarer und produziert noch 
mehr Bürokratie – ausgerechnet in 
einer Phase, in der wir Bürokratie ei-
gentlich abbauen wollen. Das passt 

nicht zusammen. Es braucht eine Aus-
nahme für Lieferverträge, es braucht 
sicher keine neue Behörde für die 
Umsetzung des Gesetzes und auch 
nicht dutzende neue Rechtsverord-
nungen aus dem BMAS, die die Gel-
tung der Tarifverträge bestätigen, die 
für das Gesetz gelten. Und Haustarife 
müssen respektiert werden.

Zum Schluss: Der Mittelstand ist 
Rückgrat und Motor unserer Wirt-
schaft. Die M+E-Branche ist trotz 
einiger großer Konzerne stark mit-
telständisch geprägt. Was muss ge-
schehen, um den Mittelstand zu 
stärken?
Wir brauchen einen klaren, berechen-
baren Kurs: Energiekosten runter, 
Steuern und Abgaben runter, Bürokra-
tie runter – und Planungs- wie Investi-
tionssicherheit rauf. Der Mittelstand 
investiert in Deutschland, wenn er ei-
ne faire Chance sieht, mit Fleiß und 
Ideen voranzukommen. Die Union ist 
traditionell die Mittelstandspartei, die 
MIT hält die Fahne hoch – jetzt kommt 
es darauf an, das erkannte Programm 
konsequent umzusetzen und den Kurs 
der letzten Jahre zu korrigieren. Dann 
werden Beschäftigung und Wert-
schöpfung zurückkommen.

Vielen Dank für dieses Gespräch.� ••

„ Im Rüstungsbereich kommt es auf 
größte Schnelligkeit an, deshalb ist es 
gut, dass Rüstung vom Bundestarif
treuegesetz nicht erfasst werden soll.“
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EU-Check

Die Jury
Marion Walsmann (CDU) und Markus Ferber (CSU) 
sind Mitglieder des Europäischen Parlaments  
und Sprecher des Parlamentskreises  
Mittelstand Europe

In dieser Rubrik bewerten 
unsere EU-Experten des 
PKM Europe regelmäßig 
neue EU-Vorhaben. 

Berichtspflichtenabbau blockieren –  
nicht mit uns
Eigentlich hätte in der FLOP-Rubrik die 

gescheiterte Abstimmung zum Omnibus I stehen 
sollen: Die Sozialdemokraten ließen das Bündnis im 
Oktober-Plenum im Stich, so dass die Verabschiedung 
des Anti-Bürokratie-Pakets und der Start der Trilog-
verhandlungen an neun Stimmen scheiterten. Doch 
wir lassen uns nicht instrumentalisieren: Die EVP 
erkämpfte im November eine Mehrheit für einen neuen 
Deal und zeigte, dass sie Bürokratieabbau ernst meint. 
Die Forderungen entlasten Mittelständler: Nachhaltig- 
keitsberichte ab 1 750 Beschäftigten und 450 Mio. Euro 
Umsatz, Lieferkettenberichte risikobasiert ab 5 000 
Beschäftigten und 1,5 Mrd. Euro Umsatz. Klimapläne 
und zivilrechtliche Haftung sollen entfallen.

Hier muss kein Wald abgeholzt werden,  
sondern Bürokratie
Auch bei der Entwaldungsverordnung muss 

Bürokratie weichen. Sie sollte globale Entwal-
dung eindämmen, belastete Unternehmen aber 

mit Pflichten. Die Kommission erkannte, dass ihr 
IT-System die Datenmengen nicht stemmen kann. Auf 
Druck von Unternehmen und EVP liegt nun eine über-
arbeitete Fassung vor, die im November abgestimmt 
wird: Für Klein- und Kleinstunternehmen sollen Pflichten 
nicht Mitte 2025, sondern ab Dezember 2026 gelten. 
Wir unterstützen den Vorschlag des österreichischen 
Landwirtschaftsministers Totschnig für eine einjährige 
Verschiebung. Kleinst- und kleine Primärerzeuger aus 
Niedrigrisikoländern sollen eine vereinfachte Erklärung 
abgeben; nachgelagerte Betreiber und Händler nur 
Referenznummern weiterreichen. Das geht in die  
richtige Richtung, aber das letzte  
Wort ist nicht gesprochen.

… weil ich mich noch mehr gesell-
schaftlich einbringen möchte.“

Andreas Wippler 
Unternehmer, MIT Dresden

Andreas Wippler (46) ist in Dresden ge-
boren und lebt nach einigen Stationen 
außerhalb Dresdens wieder in seiner 
Heimatstadt. Nach der Meisterausbil-
dung im Jahr 2000 zum Bäckermeister 
und dem Abschluss als Betriebswirt 
gründete er 2004 mit seinem Vater und 
seiner Schwester die Bäckerei Wippler 
GmbH. Mittlerweile führt er mit seiner 
Frau Doreen das Familienunternehmen 
als alleiniger Geschäftsführer und ist zu-
sätzlich als Vorsitzender des Schutzver-
band Dresdner Stollen e.V., als Vor-
standsmitglied der Einkaufsgenossen-
schaft Bäko Ost eG, sowie als Vor-
standsmitglied der Bäcker Innung eh-
renamtlich aktiv. Im Jahr 2023 absolvier-
te er die Ausbildung zum staatlich 
geprüften Brotsommelier und ist damit 
ein Genussbotschafter der deutschen 
Brotkultur.

Was für ein toller Abend! Am 6. Oktober verabschiedete sich 
das Team der Bundesgeschäftsstelle von Hauptgeschäftsführer 
Fabian Wendenburg, der zum BDI wechselt. Auch die große 
Politik schaute zu der gemütlichen Feier in unseren Räumen in 
der Berliner Schadowstraße vorbei: CDU-Generalsekretär Carsten 
Linnemann bedankte sich für die tolle Zusammenarbeit in den 
vergangenen zwei Jahren, Unions-Fraktionschef Jens Spahn 

verabschiedete sich persönlich von Fabian, genau wie Andreas 
Lenz, der wirtschafts- und energiepolitischer Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion.
Bewegende Worte fand auch unsere Bundesvorsitzende Gitta 
Connemann, die betonte, wie Fabian Wendenburg in den ver-
gangenen Jahren die MIT nach vorne gebracht und stabil auf 
Kurs gehalten hat. Vielen Dank, lieber Fabian!

1. Fabian (Mitte), umringt von seinen MIT-Kollegen und mit seinem Abschiedsgeschenk: einem zertifizierten Autogramm von Bruce Springsteen; 2. Gitta Connemann 
mit Bernd Ramakers, dem Leiter Landespolitik von UNITI; 3. Unions-Fraktionschef Jens Spahn mit Fabian; 4. CSU-Generalsekretär Carsten Linnemann bedankt sich 
bei Fabian für die Zusammenarbeit; 5. Kai Warnecke (Haus & Grund) mit Andreas Lenz; 6. Barbara Götze, Büroleiterin des Parteivorsitzenden Friedrich Merz im 
Konrad-Adenauer-Haus, und Michael Eilfort (Stiftung Marktwirtschaft) im Gespräch mit Fabian Wendenburg; 7. v.l.n.r.: Bernd Ramakers (UNITI), MIT-Schatzmeister 
Michael Littig, Lutz Heer (BDV) und Klaus Wiener, Vize-Chef der Arbeitsgruppe Wirtschaft und Energie in der Unions-Fraktion 

Leider ist uns in der Ausgabe 03/2025 des Mittelstands
magazins ein Fehler unterlaufen: Auf dem Bild Nummer 10 auf 
Seite 13 ist nicht – wie irrtümlich von uns geschrieben – die 

MU Regensburg-Stadt, sondern die MU Erlangen-Höchstadt zu 
sehen. Wir bitten um Entschuldigung!

Mach’s gut, lieber Fabian!

Korrektur

Empfang in der Bundesgeschäftsstelle

1

5 6 7
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… der Mittelstand mehr verdient als 
Absichtserklärungen.“

Dona Barirani
Unternehmerin, MIT Borken

Dona Barirani (38) ist promovierte Politikwissenschaft-
lerin mit Fokus auf wirtschaftliche Zukunftsfragen. Sie 
forschte und lehrte an der Universität Utrecht in den 
Bereichen Umweltgovernance und Innovation Studies. 
Berufliche Stationen führten sie u. a. zum niederländi-
schen Berufsverband der Controller, wo sie als Policy 
Specialist für Nachhaltigkeit und Digitalisierung tätig 
war, sowie in den Onlinehandel. Derzeit baut sie eine 
strategische Beratung auf, die kleine und mittlere Un-
ternehmen bei der wirtschaftlichen Transformation 
begleitet – mit einem Fokus auf Innovation und nach-
haltige Wettbewerbsstrategien. Ziel ist es, Betriebe 
dabei zu unterstützen, sich zukunftssicher aufzustellen 
und Chancen im Wandel aktiv zu nutzen. Dona Barirani 
studierte in Siegen, Wien und Genf. Heute lebt sie mit 
ihrer Familie in Anholt und engagiert sich politisch bei 
der CDU und der MIT im Kreis Borken.

Die MIT ist mit rund 25 000 Mitgliedern der stärkste und 
einflussreichste parteipolitische Wirtschaftsverband in 
Deutschland. In unserer Vereinigung ist jeder willkommen, 
der die ordnungspolitischen Grundsätze der Sozialen 
Marktwirtschaft schätzt. In dieser Rubrik stellen wir mit 
jeder Ausgabe drei unserer Neumitglieder vor. Mehr Infos 
zur Mitgliedschaft: www.mit-bund.de/mitgliedschaft

„Ich bin neu in 
der MIT, weil …

MIT:INSIDE



mittelstandsmagazin 04|25    3534    mittelstandsmagazin 04|25

Mitgliederstatistik
Mitglieder
NEU

Zuwachs

Verbände mit dem größten relativen Zuwachs 
(31.10.2025)

+ 36 %

Cloppenburg
(Niedersachsen)
Kreisvorsitz: 
Walter Lohmann

+45 %

Schleswig- 
Flensburg 
(Schleswig-Holstein)
Kreisvorsitz: 
Christian Hansen 

Die fünf größten MIT/MU-Kreisverbände 
(31.10.2025)

Vechta 
(Niedersachsen) 

865
Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Werner Lübbe

Paderborn
(Nordrhein-Westfalen) 

579
Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Daniel Greve

Fulda
(Hessen) 

594
Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Florian Wehner

Rhein- 
Kreis-Neuss 

(Nordrhein-Westfalen) 

427
Mitglieder 
Kreisvorsitz: 

Stefan Arcularius

Meppen
(Niedersachsen) 

351
Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Reinhard Winter

70
Neumitglieder

Cloppenburg
(Niedersachsen)

Kreisvorsitz: 

Walter Lohmann

Lüneburg 
(Niedersachsen)

Kreisvorsitz: 
Patrick Pietruck 

34
Neumitglieder

MIT:INSIDE

+31 %

Regensburg-Stadt
(Bayern)
Kreisvorsitz: 
Thomas Zeilhofer

+35 %

Lüneburg
(Niedersachsen)
Kreisvorsitz: 
Patrick Pietruck

+33 %

Meißen 
(Sachsen)
Kreisvorsitz: 
Sven Wilhelm

Erlangen- 
Höchstädt

(Bayern)

Kreisvorsitz: 
Peter Brehm 

26
Neumitglieder

MIT:INSIDE
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Schleswig- 

Flensburg 
(Schleswig-Holstein)

Kreisvorsitz: 

Christian Hansen  

20
Neumitglieder

Meißen 
(Sachsen)

Kreisvorsitz: 
Sven Wilhelm

16
Neumitglieder

Verbände mit dem größten absoluten Zuwachs
(31.10.2025)

UNSERE ERFAHRUNG 
FÜR IHREN ERFOLG

Als mittelstandsfähiger Private Equity Fonds unterstützen wir Unternehmen und 
Industriebetriebe seit mehr als 30 Jahren. Mit mehr als 250 Transaktionen sind wir 
Marktführer in Österreich und stark wachsend in Deutschland und der Schweiz. 

Kontakt
Bavariaring 17 | D-80336 München
Tel.: +43 (0)732 / 6596 – 22437 
E-Mail: office@investag.at

IAG INVEST AG & CO KG

„Als mittelstandsfähiger Kapitalpartner ist 
uns die Erhaltung der unternehmerischen 
Freiheit unserer Mitgesellschafter und 
Geschäftsführer besonders wichtig. Als 
Kapitalgeber arbeiten wir dann richtig, 
wenn wir im operativen Tagesgeschäft 
nicht spürbar sind, aber strategisch einen 
Mehrwert liefern können.“ 

Dr. Gernot Hofer, VORSTANDSVORSITZENDER 
der IAG Invest AG & Co KG

SCHAFFEN & ERHALTEN
Wir schaffen und erhalten Ihre 
unternehmerische Freiheit und 
unterstützen bei strategischen 
Überlegungen mit unserer 
Erfahrung und unserem Netzwerk.

SIND EVERGREEN
Wir erzielen nachhaltig 
gemeinsame Erfolge mit unseren 
Partnern und helfen dabei, 
Chancen, ohne Exitdruck, zu 
ergreifen.

STABILISIEREN
Wir garantieren durch unsere 
Evergreen-Struktur Stabilität und 
individuelle Lösungen nach Ihren 
Wünschen.

SIND FINANZSTARK
Wir investieren Eigenkapital ab 
€ 2 Mio. bis rund € 40 Mio.
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Nordrhein-Westfalen
Das MIT-Event in der Kokerei Hansa 

„Unendliche Weiten...“ 

Kempen hat wieder eine aktive MIT 

Führungswechsel bei der MIT  
Paderborn 

50 Jahre MIT – Finanzminister hält 
Laudatio 

Rheinland-Pfalz
Verstoß zur Krankschreibungs
modalität ist für die Wirtschaft fatal 

Baden-Württemberg
MIT-Forum in Öpfingen sendet  
starkes Signal

Verbrenner-Verbot muss fallen

Bayern
Bayerns Mittelstand im Rampenlicht  

Schleswig-Holstein
Unternehmertreff des Kreises 
Rendsburg-Eckernförde 

bei der Dachdeckerei Jan Witt  
in Jevenstedt 

Hamburg
Dr. Antonia Goldner führt neuen 
Hamburger Landesvorstand

Hessen
Umfassende Reform des  
öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
dringend nötig 

Mecklenburg-Vorpommern
Nord Stream – Wie Deutschland  
Putins Krieg bezahlt

Niedersachsen
MIT Laatzen besucht KraussMaffei 
Extrusion GmbH

Zukunft der Marktwirtschaft  
in Cadenabbia

Brandenburg
Großes Interesse an Vortrag von 

Dr. Tsetsos bei der MIT Oberhavel
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Nordrhein-Westfalen

Nordrhein-Westfalen/Dortmund. 
Alle zwei Jahre trifft sich die MIT 
NRW zu ihrem großen „Mittelstands-
tag“ und der daran angegliederten 
Wirtschaftsschau – wohl das bekann-
teste Netzwerkevent unserer Verei-
nigung. Neben den Wahlen des Vor-
standes steht dabei der Austausch 
zwischen Unternehmern, Politik und 
Wirtschaftsverbänden im Vorder-
grund. Dafür öffnet ein besonderer 
Ort seine Tore für uns: die Kokerei 
Hansa in Dortmund-Huckarde. Einst 
Herzstück der Schwerindustrie, heu-
te ein faszinierendes Industriedenk-
mal und zugleich Rückzugsort der 
Natur. Im Jahr 2027 findet dort zu-

dem die Internationale Gartenaus-
stellung IGA statt.

In diesem Jahr wollen wir die Aus-
stellung wieder attraktiv und voller 
Aktionen gestalten. Lassen Sie sich 
beeindrucken von einer geplanten 
Drohnenpräsentation des Unterneh-
mens Morpheus Logistik und natür-
lich von vielen Ständen mit anfassba-
ren Präsentationen und spannenden 
Inhalten. Dort zeigen wir, was NRW 
zu bieten hat und welche Themen 
den Unternehmen am Herzen liegen.

Auch politisch haben wir viel auf
zubieten: Ministerpräsident Hendrik 
Wüst wird mit einem Impulsbeitrag den 

Auftakt gestalten. Außerdem werden 
die NRW-Ministerin für Kultur und  
Wissenschaft, Ina Brandes MdL, sowie 
der neue Oberbürgermeister in der 
„Schwarzen Herzkammer der CDU“ in 
Dortmund als Lokalmatadore erwartet. 
Unsere weiteren hochkarätigen Redne-
rinnen und Redner werden in Kürze be-
kannt gegeben – bleiben Sie gespannt!

Herzlich willkommen sind neben 
den etwa 300 Delegierten und gela-
denen Gästen auch alle MITler, die 
einfach einmal reinschnuppern möch-
ten. Informieren Sie sich auf www.
mit-nrw.de über den Landesmittel-
standstag am 17. Januar 2027.

Das MIT-Event in der Kokerei Hansa 

„Unendliche Weiten...“ 

Nordrhein-Westfalen/Uedem. Die AG Innovationstrans-
fer unter Leitung deren Sprechers, Prof. Klemens Störtkuhl, 
besuchte mit 30 Vertretern der MIT NRW das Weltraum-
kommando der Bundeswehr in Uedem. Damit ergänzte 
die AG die thematische Ausrichtung der MIT beim Thema 
Defense Hub NRW perfekt mit einem passenden Besuchs-
termin. Generalmajor Michael Traut als Kommandeur der 
„Bundeswehr-Spacetruppe“ in der „Stellung Paulsberg“ 
informierte persönlich und führte die Gruppe auch ins  
Lagezentrum des Weltraumkommandos. Insgesamt fünf  
Abgeordnete des Parlamentskreises Mittelstand der 
CDU-Landtagsfraktion sowie Vertreter aus der Rüstungs-
branche hatten sich angeschlossen. Nicht verwunderlich, 
werden in diesem Sektor doch knapp 35 Milliarden Euro in 
den nächsten fünf Jahren investiert werden. 

Die „AG Inno“ ist immer ganz nah an den aktuellen Themen – diesmal 

gings um das Space-Kommando unserer Bundeswehr. Da passiert gerade 

ganz viel.

Bekannt für die ganz besonderen Locations:  

der MIT-Mittelstandstag.

Letztes Mal in Mönchengladbach: Ein gut gelaunter Innenminister Herbert Reul und hunderte 

begeisterte Delegierte.
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Kempen. Bei der MIT gibt es wieder 
mehr statt immer weniger Stadtver-
bände. Die MIT in Kempen ist nun of-
fiziell reaktiviert worden. Zahlreiche 
Mitglieder kamen im Konferenzloft an 
der Wiesenstraße zusammen, um die 
Weichen für die künftige Arbeit des 
Verbandes zu stellen. Ein engagiertes 
Team aus Unternehmern, Freiberuf-
lern, Handwerkern, Führungskräften 
und Juristen – allesamt aus Kempen – 
hatte sich zur Wahl gestellt. Ihr Ziel ist 
es, die Interessen des Mittelstands in 
die CDU hineinzutragen. Dabei geht 
es um die Anliegen des Handwerks 
und der Unternehmerschaft. Außer-
dem soll der Mittelstand in Kempten 
mehr Sichtbarkeit bekommen. Ziel ist 
es auch, allen eine Stimme innerhalb 
der Partei und Fraktion zu geben.

Zum Vorsitzenden wählten die  
Mitglieder Tobias Stümges. Der 36- 
jährige Verleger möchte zusammen 
mit seinem Team mit frischen Impul-
sen die Arbeit der MIT in Kempen 
prägen, heißt es in der MIT. Stell
vertreter ist Sascha Kalwa, der als  
Immobilienentwickler tätig ist. Die 
Finanzen des Stadtverbandes verant-

wortet Schatzmeister Christopher 
Kramp-Müller, Mitarbeiter bei der 
HSBC Bank in Düsseldorf.

Beisitzer sind Simon Hoffmanns, 
tätig im Stadtmarketing in Straelen, 
Philippe Hohnke, Inhaber der MINT 
GmbH, Jürgen Hollstein, Unterneh-
mensberater, André Horst, Unter-
nehmensjurist bei Klosterfrau, Mar-
tin Kähler, Geschäftsführer der GT 

Produktion GmbH, Christian Pom-
merin, Patentanwalt bei der Siemens 
AG, Michael Ulbricht, Schornsteinfe-
ger, sowie Anno Zilkens, Geschäfts-
führer der König-Pilsener Brauerei.

Zu Gast war der CDU-Bundestags-
abgeordnete und Staatssekretär im 
Bundeswirtschaftsministerium Stefan 
Rouenhoff, der einen Impulsvortrag 
hielt.

Kempen hat wieder eine aktive MIT

Führungswechsel bei der MIT Paderborn

Kreis Paderborn. Nach über einem 
Jahrzehnt erfolgreicher Arbeit an der 
Spitze der Mittelstands- und Wirt-
schaftsunion Paderborn hat Ulrich 
Lange den Vorsitz abgegeben. Bei 
der Mitgliederversammlung wurde 
der 34-jährige IT-Berater Daniel Gre-
ve mit eindrucksvollen 98 Prozent 
der Stimmen zum neuen Vorsitzen-
den gewählt. Lange wurde aufgrund 
seiner 23-jährigen Zugehörigkeit zur 
MIT zum Ehrenvorsitzenden ernannt.

Zu den ersten Gratulanten zählten 
Bürgermeister Stefan-Oliver Strate 
sowie CDU-Generalsekretär Carsten 

Linnemann, der telefonisch seine 
Glückwünsche an Greve übermittel-
te. Ulrich Lange hatte die MIT Pader-
born in den vergangenen elf Jahren 
zu einem der aktivsten und mitglie-
derstärksten Kreisverbände in Nord-
rhein-Westfalen entwickelt. Unter sei-
ner Leitung prägten zahlreiche Ver
anstaltungen, Betriebsbesichtigungen 
und politische Diskussionen das Profil 
der Vereinigung.

„Ich freue mich, die erfolgreiche 
Arbeit von Ulrich Lange fortzuführen 
und gemeinsam mit einem engagier-
ten Team Impulse für Mittelstand 

und Wirtschaft in unserem Kreis zu 
setzen“, erklärte der neue Vorsitzen-
de Daniel Greve nach seiner Wahl.

Ein neues Team im größten und erfolgreichsten 

Kreisverband der MIT in NRW – Paderborn.
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Neben den Vorstandsmitgliedern waren auch der Gastreferent, der Landratskandidat Gielen, der 

MIT-Bezirksvorsitzende Maik Giesen und der Europaabgeordnete Dr. Stefan Berger mit auf dem Foto. 

Viel Prominenz für einen vielversprechenden MIT-Stadtverband.
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Dinslaken. Mit einer festlichen Veranstaltung im Wasser-
schloss Haus Wohnung feierte der MIT-Ortsverband 
Dinslaken-Voerde als erster Ortsverband im MIT-Kreis-
verband Wesel sein 50-jähriges Bestehen – mit prominen-
ter Unterstützung: Als Festredner war NRW-Finanzminis-
ter Dr. Marcus Optendrenk geladen. Ein würdiger Rahmen 
für einen eindrucksvollen Rückblick auf fünf Jahrzehnte 
Mittelstandspolitik.

Gegründet am 11. Dezember 1974 im Burghotel Dinsla-
ken, blickt die MIT im Jubiläumsjahr 2025 auf eine beweg-
te Geschichte zurück. Ein wichtiger Meilenstein war die 
Fusion mit dem Ortsverband Voerde im Jahr 2017 – initi-
iert vom langjährigen Vorsitzenden Dr. Hans-Rudolf Jür-
ging, der früh erkannte, wie wichtig es ist, vorhandene 
Kräfte zu bündeln.

Eine feste Größe innerhalb der MIT ist Manuela  
Fellmeth, die seit fünf Jahrzehnten ununterbrochen als 
Schatzmeisterin tätig ist. Für ihr außergewöhnliches En-
gagement und ihre langjährige Mitgliedschaft wurde sie 
beim Jubiläum in besonderer Weise geehrt.

Der seit März 2025 amtierende Vorsitzende Frank 
Steenmanns betonte in seiner Rede die Rolle der MIT als 
kritischer Impulsgeber innerhalb der CDU: „Manchmal 
muss die MIT der Stachel im Fleisch sein.“ Im Mittelpunkt 
standen die aktuellen Herausforderungen für den Mittel-
stand – Bürokratie, Dokumentationspflichten und stei-

gende Gewerbesteuern. Die klare Forderung: Für jedes 
neue Gesetz zwei alte abschaffen.

Mit Blick nach vorn kündigte der Vorsitzende an, die 
MIT nach den ruhigeren Jahren der Pandemie wieder  
stärker ins öffentliche Bewusstsein zu rücken. Die Verei-
nigung soll sichtbarer, aktiver und nahbarer werden. Dazu 
zählen die Fortführung der beliebten Grünkohlabende 
mit fachlichem, politischem und gesellschaftlichem Aus-
tausch, regelmäßige Unternehmensbesuche sowie eine 
gezielte Mitgliedergewinnung, um den Verband nachhal-
tig zu stärken.

50 Jahre MIT – Finanzminister hält Laudatio

Großer Empfang für die Gäste des 50. Jubiläums der MIT und für Finanz-

minister Optendrenk (Mitte) am Wasserschloss Haus Wohnung.
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Rheinland-Pfalz

Koblenz/Ahrweiler. Der Vorstoß des 
rheinland-pfälzischen Gesundheitsmi-
nisters Clemens Hoch (SPD), Krank-
schreibungen künftig erst nach zwei 
Wochen verpflichtend einzuführen, ist 
fatal für Arbeitgeber und deren Unter-
nehmen. „Wenn man bedenkt, dass 
man 14 Tage ohne eine Krankmeldung 
dem Arbeitsplatz fernbleiben kann, ist 
das für die arbeitenden Menschen, die 
jeden Morgen aufstehen, ein Schlag 
ins Gesicht und für die Unternehmen 
ein Fass ohne Boden. Das ist schlicht-
weg nicht hinnehmbar“, so der MIT-Be-
zirksvorsitzende Detlef Odenkirchen.

In Zeiten, in denen es die Betriebe 
und Unternehmen ohnehin schon 

schwer genug haben, kann man sich 
schon die Frage stellen: Will man über-
haupt noch Unternehmen, die eigen-
verantwortlich Beschäftigte mit ihren 
Familien unterhalten? Will man noch 
steuerzahlende Verantwortliche, die 
zur Gesellschaft beitragen, oder was ist 
der eigentliche Hintergrund für solch 
sinnfreie Überlegungen? Krankschrei-
bungen sind nach Angaben der Kran-
kenversicherer derzeit auf einem histo-
rischen Höchststand angelangt, so der 
AOK-Fehlzeitenreport 2024. Mit solch 
einer Forderung würde man Tür und 
Tor zum Missbrauch von Krankheitsfäl-
len in Betrieben eröffnen. Für die MIT, 
die die Unternehmerinteressen ver-

tritt, ist das vom Staatsminister für Ge-
sundheit, Clemens Hoch, vorgeschla-
gene Modell unbedingt zu verhindern. 

„Warum kümmern sich die zuständi-
gen Regierungen nicht um den schon 
so lange ersehnten Bürokratieabbau 
oder um die Reduzierung der Energie-
kosten? Das wäre etwas, das den Un-
ternehmen direkt helfen würde. Die 
Sozialdemokraten überlegen sich lie-
ber, wie man den Unternehmen noch 
mehr Hürden aufbürdet. Allein aus 
diesem Grunde ist es gut, dass wir als 
MIT, als politische Wächter der Unter-
nehmer, darauf achten, dass solch ein 
Unsinn keine Schule macht“, so Oden-
kirchen abschließend.

Verstoß zur Krankschreibungsmodalität ist für die Wirtschaft fatal
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Baden-Württemberg. Wenn die Pro-
duktionshalle eines Holzbaubetriebs 
bis auf den letzten Platz gefüllt ist, 
zeigt das: Der Mittelstand bewegt. 
Beim zweiten MIT-Mittelstandsforum 
Alb-Donau/Ulm in Öpfingen wurde 
deutlich, wie groß der Wunsch nach 
einer Politik ist, die Leistung, Verant-
wortung und Unternehmergeist wie-
der in den Mittelpunkt stellt.

Über 450 Gäste folgten der Einla-
dung von MIT-Kreisvorsitzendem Ralf 
Stoll, der in seiner Begrüßung ein-
dringlich forderte, den Mittelstand 
endlich wieder atmen zu lassen. „Was 
wir brauchen, ist Vertrauen in die Un-
ternehmerinnen und Unternehmer 
des Mittelstands und Handwerks – 
lasst sie einfach mal machen!“

Konkret fordert die Mittelstands- 
und Wirtschaftsunion die sofortige 
Aussetzung aller Dokumentations-
pflichten, den Abbau überflüssiger Bü-
rokratie sowie ein Verfallsdatum für 
Gesetze und Normen. Diese Maßnah-
men, so Stoll, „kosten keinen Cent – 
aber sie schaffen Vertrauen und geben 
Betrieben wieder Luft zum Arbeiten“.

In der Produktionshalle der Firma 
Holzbau Gapp, die bereits in vierter 
Generation geführt wird, und ge-
meinsam mit der Metzgerei Wein-
buch als Mitgastgeber, wurde der 
Unternehmergeist greifbar. Hier 
zeigte sich, was Baden-Württemberg 
stark macht: Menschen, die anpa-
cken, Verantwortung übernehmen 
und mit Leidenschaft wirtschaften.

Zu den Hauptrednern des Abends 
zählten CDU-Generalsekretär Carsten 
Linnemann und CDU-Landesvorsitzen-
der Manuel Hagel MdL. Beide machten 
deutlich, dass der Mittelstand die tra-
gende Säule der deutschen Wirtschaft 
ist – und dass er endlich wieder politi-
sche Rückendeckung braucht.

Linnemann, selbst aus einer Unter-
nehmerfamilie stammend, betonte: 

„Familienbetriebe sichern Arbeits-
plätze, Innovation und Zusammen-
halt. Wer sie überfordert, schwächt 
unser Land.“ Er forderte eine Rück-
kehr zu einer Politik, die dem Mittel-
stand vertraut – statt ihn misstrau-
isch zu kontrollieren.

Manuel Hagel griff diese Botschaft 
auf: „Wir müssen die Probleme offen 
ansprechen und mutig handeln. Wirt-
schaft, Bildung und Sicherheit sind 
die Themen, an denen sich unser Land 
entscheidet.“ Die CDU sei, so Hagel, 
die politische Kraft, die für Leistung, 
Eigentum und Eigenverantwortung 

stehe – und genau dafür wieder kämp-
fen werde.

In der anschließenden Diskussion 
machten die Teilnehmer deutlich: 
Der Mittelstand braucht keine neuen 
Vorschriften, sondern Vertrauen, 
Freiraum und weniger Gängelung.
Das Fazit des Abends war eindeutig: 
Die Mittelstands- und Wirtschaftsuni-
on bleibt die starke Stimme des Mit-
telstands – klar, verlässlich und mit 
Leidenschaft für die Sache.

Ralf Stoll (Kreisvorsitzender), info@
mit-alb-donau-ulm.de
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sendet starkes Signal

Baden-Württemberg 
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Bayern

Nürnberg. Am 25. Oktober fand im 
Novotel in Nürnberg die Landesver-
sammlung der Mittelstands-Union 
statt, bei der aktuelle wirtschaftspoliti-
sche Themen im Mittelpunkt standen. 
Neben einer Diskussionsrunde zur 
Kommunalwahl 2026 wurden zahlrei-
che Anträge für den CSU-Parteitag ab-
gestimmt. Zudem wurde der MU-Lan-
desgeschäftsführer Markus Zaglmann 
mit langanhaltendem Applaus verab-
schiedet, der mit zwei Großveranstal-

tungen an einem Tag den Höhepunkt 
des MU-Jahreskalenders organisierte. 

Mit der anschließenden Verleihung 
des Bayerischen Mittelstandspreises 
im Sheraton Carlton Hotel war ein 
großer Dank an die vielen Unterneh-
mer verbunden. Ausgezeichnet wur-
den zehn Unternehmen aus ganz 
Bayern, die mit Mut, Kreativität und 
sozialer Verantwortung überzeugen. 
Sie stehen beispielhaft für jene un-
ternehmerische Haltung, die Bayern 

wirtschaftlich stark und gesellschaft-
lich stabil macht. Durch den Abend 
führte Eva Grünbauer mit Charme 
und Professionalität, begleitet von 
musikalischen Akzenten und einem 
anschließenden Flying Buffet, das 
Raum für Begegnungen und Gesprä-
che bot. 

Bayerns Mittelstand im Rampenlicht
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Baden-Württemberg. Die Landes-
verbände der Mittelstands- und Wirt-
schaftsunion Baden-Württemberg und 
des Saarlandes begrüßen gemeinsam 
die klare Haltung ihrer Landtagsfrak-
tionen. Beide unterstützen Bundes-
kanzler Friedrich Merz massiv beim 
Thema EU-Verbrennerverbot. 

„Die Entscheidung, Technologieof-
fenheit einseitigen Verboten vorzu-
ziehen, ist für den Standort Deutsch-
land und seinen Wohlstand überle-
benswichtig“, so Bastian Atzger, Lan-
desvorsitzender der MIT BW. Gerade 
für Baden-Württemberg als starkem 
Automobilstandort, ist dieses Signal 
von entscheidender Bedeutung. „Das 
Verbrennerverbot muss fallen, sonst 
erleben wir in Stuttgart und Neckar-
sulm ein zweites Detroit“, führt Atz-
ger weiter aus.

Die Mittelstands- und Wirtschafts-
union kritisiert den Koalitionspartner 
SPD, der auf Bundesebene am Ver-
brennerverbot festhält. „Der Kanzler 
ist in seiner Forderung unbedingt zu 
unterstützen. Es ist nicht nachvoll-
ziehbar, warum die SPD dieses nicht 

tut und damit den Wohlstand in 
Deutschland aufs Spiel setzt. Fällt das 
Verbrennerverbot nicht, fällt ganz si-
cher die Bundesrepublik Deutschland 
in die größte wirtschaftliche Krise 
seit ihrer Gründung“, betont Atzger.

Die aktuelle wirtschaftliche Ent-
wicklung lässt schon jetzt erkennen, 
dass pauschale Verbote unsere wirt-
schaftliche Wettbewerbsfähigkeit ge-
fährden, ohne jedoch zum Klimaschutz 
beizutragen. „Moderne Verbrenner 
mit synthetischen und selbst her-
kömmlichen Kraftstoffen können mit-
samt der Hybridtechnologie einen 
wichtigen Beitrag zur Verbrauchs- und 
Emissionsreduktion leisten – vor allem 
dort, wo Elektromobilität keine realis-
tische Alternative ist“, so Atzger.

Welche Brisanz das Ganze hat, 
zeigt sich bereits im Automobilland 
Saarland. „Gerade erst hat unser 
Bundesland den Wandel von Kohle 
und Stahl hin zum starken Automo-
billand geschafft, brechen nun wie-
der tausende von Arbeitsplätzen 
weg. Der Ford Standort Saarlouis, 
welcher mitunter das Modell Focus in 

die ganze Welt verkaufte, wird Ende 
des Jahres Geschichte sein. Tausende 
Stellenstreichungen bei ZF, Bosch, 
Michelin wie auch weiteren Zuliefe-
rern sind bereits angekündigt oder 
vollzogen“, so Shajan Aliyazdi, Lan-
desvorsitzender der MIT Saarland. 

Sein Stellvertreter Alexander Boos 
ergänzt, dass sich im Saarland in  
naher Zukunft Dramen abspielen 
werden: „Tausende Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter haben sich ein Leben 
aufgebaut, Familien gegründet, Häu-
ser gebaut, sahen eine sichere Zu-
kunft. Dies alles steht auf der Kippe“. 
Das Saarland hat dieses Jahr 2,6 Pro-
zent Wirtschaftswachstum einge-
büßt. Mit Sorge haben die beiden 
Landesverbände daher zur Kenntnis 
genommen, dass eine Einigung über 
das Kippen des Verbrennerverbots 
vertagt wurde. „Der Kanzler und die 
CDU dürfen sich von einer 16 Pro-
zent-Partei mit wirtschaftsfeindli-
chen Forderungen auf keinen Fall ins 
Boxhorn jagen lassen. Wenn die CDU 
jetzt nachgibt, ist das das eine Mal zu 
viel“, betonen die MITler gemeinsam.

Verbrenner-Verbot muss fallen
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Ebenfalls zu Gast war der Bayeri-
sche Ministerpräsident und Partei-
vorsitzende Dr. Markus Söder MdL. 
Dieser hielt im Rahmen der Preisver-
leihung eine motivierende Anspra-
che, in der er die Bedeutung des Mit-
telstands für Bayern und Deutschland 
betonte. Er erklärte, dass die CSU 
schon immer die Partei des Mittel-
stands gewesen sei. So stehe die CSU 
für niedrigere Steuern, weniger Büro-
kratie und günstigere Energie. Der 
Mittelstand brauche keine zusätzli-
chen Belastungen, sondern Freiheit 
und Vertrauen.

Der festliche Abend bot nicht nur 
eine wertvolle Anerkennung für die 
Preisträger, sondern auch die Gele-
genheit, sich mit hochkarätigen Gäs-

ten aus Wirtschaft, Politik und Ge-
sellschaft auszutauschen.

Die Mittelstands-Union freut sich 
über den gelungenen Abend und 
über das gelebte Engagement für die 
Stärke des bayerischen Mittelstands.

Nachfolgend die Preisträger des  
Bayerischen Mittelstandspreises 2025:
K	� Oberbayern: Ziegelsysteme Mi-

chael Kellerer GmbH & Co. KG
K	� Niederbayern: GREIPL GmbH
K	� Oberpfalz: Gummi- und Kunst-

stoffwerk G. Schönek GmbH & 
Co. KG

K	� Oberfranken: Bella Gardinenkon-
fektion AG

K	� Mittelfranken: Kubat Mechanik 
GmbH

K	� Unterfranken: MAINCOR Rohrsys-
teme GmbH & Co. KG

K	� Schwaben: KNESTEL Technologie 
& Elektronik GmbH

K	� München: Max Rischart‘s Back-
haus KG

K	� Nürnberg-Fürth-Schwabach: Schul-
ze GmbH & Co. KG Schuco Gewürze

K	� Augsburg: Josef Haunstetter Sä-
genfabrik KG

Jevenstedt. Rund 50 Unterneh-
merinnen und Unternehmer folgten 
der Einladung des Kreisverbandes 
Rendsburg-Eckernförde zu einem 
Unternehmertreff bei der Dachde-
ckerei Jan Witt in Jevenstedt. In ge-
selliger Atmosphäre kamen Vertrete-
rinnen und Vertreter aus Handwerk, 
Handel und Dienstleistung zusam-
men, um sich über aktuelle wirt-
schaftliche Themen auszutauschen.

Zu Beginn der Veranstaltung be-
grüßte der Mitgliederbeauftragte Leif 
Dillert die Gäste und freute sich über 
das große Interesse der Teilnehmer, 
unter ihnen die Landtagsabgeordnete 
Rixa Kleinschmit und der Vorsitzende 
der Jungen Union-Schleswig-Holstein, 
Felix Sigmon. Diese Veranstaltungs-
formate sollen nicht nur den direkten 
Austausch zwischen Mittelstand und 
Politik fördern, sondern den Unter-
nehmen der Region eine Plattform 
bieten. „Hier können sie sich präsen-
tieren und Schwerpunkthemen bei 

Ihren täglichen Herausforderungen 
setzen“, erklärte Leif Dillert.

Anschließend stellte Gastgeber 
und Geschäftsführer Jan Witt seinen 
Betrieb vor und gab einen offenen 
Einblick über die Entwicklung seines 
Unternehmens und die täglichen He-
rausforderungen des Dachdecker-
handwerks. Dabei sprach er über die 
gestiegenen Material- und Energie-
kosten, den Fachkräftemangel, sowie 
die zunehmenden bürokratischen 
Anforderungen, mit denen Betriebe 
derzeit konfrontiert sind.

Ein besonderer Schwerpunkt sei-
nes Vortrags lag auf der Ausbildung 
junger Nachwuchskräfte. Witt beton-
te, wie wichtig es sei, Jugendlichen 
frühzeitig die Chancen und Perspekti-
ven handwerklicher Berufe aufzuzei-
gen. Mit Engagement und kreativen 
Ansätzen wolle sein Unternehmen 
auch künftig dafür sorgen, dass junge 
Menschen für das Dachdeckerhand-
werk begeistert werden. Hier sei die 
Politik mehr denn je gefordert prag-
matisch mitzuarbeiten, so Jan Witt.

Im Anschluss an den offiziellen Teil 
nutzten die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer die Gelegenheit, bei ei-
nem Imbiss ins Gespräch zu kommen 
und wertvolle Kontakte zu knüpfen. 
Der Abend zeigte einmal mehr, wie 
wichtig der persönliche Austausch 
und die Vernetzung innerhalb des 
Mittelstands sind.

Unternehmertreff des Kreises Rendsburg-Eckernförde 
bei der Dachdeckerei Jan Witt in Jevenstedt

Schleswig-Holstein
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Hamburg

Hamburg. Die Mitglieder der MIT 
Hamburg haben in einer außeror-
dentlich gut besuchten Versammlung 
am 15. Oktober 2025 einen neuen 
Landesvorstand gewählt und Dr. An-
tonia Goldner MdHB mit breiter 
Mehrheit zur neuen Vorsitzenden be-
stimmt. Die 43-Jährige führt beruflich 
seit Jahren ein mittelständisches In-
dustrieberatungsunternehmen. Poli-
tisch war sie in den letzten Jahren stv. 
MIT-Landesvorsitzende und lenkte 
Hamburgs größten Kreisverband 
Nord. Seit rund 20 Jahren ist Goldner 
in der CDU aktiv, aktuell unter ande-
rem als Vorsitzende des Ortsver-
bands Eppendorf/Hoheluft-Ost. Zu-
dem ist sie seit 1. September 2025 
Abgeordnete der Hamburgischen 
Bürgerschaft und dort hafenpoliti-
sche Sprecherin ihrer Fraktion.

Stellvertretende Vorsitzende sind 
Markus Brinkmann, Stephanie Pelch 
und Dr. Philipp Steinwärder, neue 
Mitgliederbeauftragte Silke Bertram 
und neuer Schatzmeister Cornelius 
Brand. Als Beisitzerinnen und Beisit-
zer fungieren Felix Briese, Matthias 
Busold, Ralf-Martin Diedrich, Bah
ram Habib, Tom Jermann, Bettina 
Machaczek, Natascha Möller-Ho-
berg, Claudia Schink und Ugur Ünnü. 

Dennis Thering MdHB, Landes- 
und Fraktionsvorsitzender der CDU 
Hamburg und MIT-Mitglied, zeigte 
sich erfreut: „Jung, weiblich, unter-
nehmerisch – das ist ein kraftvolles 
Signal. Ich gratuliere Antonia Gold-
ner sehr herzlich zu ihrer Wahl als 
Landesvorsitzende der MIT! Gemein-
sam mit ihrem neuen, starken Team 
wird sie in den nächsten Jahren das so 
wichtige Feld der Wirtschaftspolitik 
an zentraler Stelle bearbeiten. Ich 
freue mich auf das engagierte ge-
meinsame Eintreten für die Interes-
sen unserer Hamburger Wirtschaft – 

erst recht in diesen herausfordern-
den Zeiten.“

Antonia Goldner gibt die Linie vor: 
„Hamburgs rot-grüner Senat tut wenig 
für die Menschen und die Unterneh-
men, die das Land am Laufen halten. 
Die Lage der Wirtschaft ist ernst. Klei-
nere und mittlere, oft familiär geprägte 
Unternehmen schultern viele Lasten. 
Und nun kommen auch noch die Folgen 
des Volksentscheids zur vorgezogenen 
Klimaneutralität auf Hamburg zu. Es 
gibt also mehr als genug zu tun. 

Für das mir entgegengebrachte Ver-
trauen bedanke ich mich sehr herzlich. 
Auch meinem Vorgänger Prof. Dr. Götz 
Wiese danke ich vielmals für seine prä-
gende Arbeit in den vergangenen fast 
sieben Jahren. Ebenso gilt mein aus-
drücklicher Dank allen Mitgliedern des 
neuen Landesvorstands für ihr Engage-
ment – sowie den ausgeschiedenen 
Mitgliedern Andreas Blümel, Dr. Horst 
Klemeyer, Klaus Messerschmidt, Chris-
ta Minne und Reinhard Stuth. 

Die gerade in Hamburg stark mit-
telständisch geprägte Wirtschaft 
braucht eine vernehmbare Stimme 
mit vernünftigem Unternehmergeist 
– die Zeiten verlangen danach. Ich 
freue mich auf die kommenden Jahre 
mit meinem schlagkräftigen, kompe-
tenten Team!“

Dr. Antonia Goldner führt neuen Hamburger Landesvorstand 

Der fast vollständige neue Landesvorstand.

Dr. Antonia Goldner lenkt die Geschicke des Hamburger Landesverbands in den kommenden  

zwei Jahren.
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Wiesbaden. „Wenn der öffentlich- 
rechtliche Rundfunk eine Zukunft ha-
ben will, müssen die jetzt von den 
Bundesländern angestrengten Re-
formbemühungen erfolgreich sein“, 
so lautet das Ergebnis einer hochran-
gigen Podiumsdiskussion zur Zukunft 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
im Hessischen Landtag in Wiesbaden.

Eingeladen hatten die beiden 
Co-Vorsitzenden der Kommission der 
MIT Hessen zur Reform des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks, der süd-
hessische Bezirksvorsitzende und 
ehemalige Bergsträßer Landrat Dr. 
Matthias Wilkes und Rechtsanwalt 
Dr. Vinzenz Bödeker, Bezirksvorsit-
zender der MIT Rhein-Main.

Auf dem Podium diskutierten die 
Spitzen aus Rundfunk und Politik: Ne-
ben dem derzeitigen ARD-Vorsitzen-
den und Intendanten des Hessischen 
Rundfunks, Florian Hager, der Vor-
standsvorsitzende von VAUNET, der 
150 private Sender vertritt, Claus 
Grewenig, der medienpolitische Spre-
cher der hessischen CDU-Landtags-
fraktion, Dirk Bamberger, und der re-
nommierte Medienrechtler, Professor 
Thomas Vesting aus München.

Unter der Moderation von Dr.  
Matthias Wilkes wurden viele Ge-
meinsamkeiten, aber auch unter-
schiedliche Standpunkte deutlich. 

Selbst ARD-Vorsitzender Florian Ha-
ger betonte die Notwendigkeit, den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk wirt-
schaftlicher auszurichten. Als Zielset-
zung nannte er insbesondere Einspa-
rungen bei Technik, Verwaltung und 
Personal. „Allerdings macht die Poli-
tik es den Sendern selbst schwer, den 
Weg zur Wirtschaftlichkeit zu be-
schreiten“, so der Intendant des Hes-
sischen Rundfunks, der damit den Ball 
an die Länder als Rundfunkgesetzge-
ber zurückspielte. Der medienpoliti-
sche Sprecher der CDU-Landtagsfrak-
tion Dirk Bamberger betonte die Not-
wendigkeit von objektiver Berichter-
stattung und Qualitätsjournalismus 
gerade in der Zeit von „Fake News“. 
Allerdings müsse der öffentlich-recht-
liche Rundfunk auf der Grundlage  
dieses Auftrags effizienter werden. 
Insbesondere eine höhere Effizienz 
der Arbeit der Aufsichts- und Kontroll
organe des Rundfunks sieht Professor 
Thomas Vesting als Voraussetzung für 
einen Erfolg des gerade anstehenden 
Reformvorhabens mit einem neuen 
Medienstaatsvertrag. Nach seiner 
Auffassung muss der derzeitige Ent-
wurf in diesem Bereich noch erheblich 
nachgeschärft werden, um tatsächlich 
die politisch erhoffte Wirkung zu  
entfachen. Claus Grewenig wies da
rauf hin, dass der anstehende neue 

Medienstaatsvertrag immer auch mit 
Blick auf seine Auswirkungen auf die 
privaten Sender gesehen werden 
müsse. Er erhoffe sich in diesem  
Rahmen vor allem mehr Zurückhal-
tung des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks bei der Werbung, die für die pri-
vaten Sender die Existenzgrundlage 
darstellt. Dr. Matthias Wilkes wies in 
diesem Zusammenhang darauf hin, 
dass alle medienwissenschaftlichen 
Studien belegen, dass Werbung im  
öffentlich-rechtlichen Rundfunk des-
sen Qualität unterminiere und zu  
einer inhaltlichen Konvergenz im  
Verhältnis zu den privaten Program-
mangeboten führe. 

Aus dem Publikum, zu dem auch 
viele Landtagsabgeordnete gehör-
ten, gab es teilweise erhebliche Kritik 
an der fehlenden sachlich ausgewo-
genen Berichterstattung des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks. Nach 
Auffassung vieler Teilnehmer der 
Diskussionsrunde wird der Erfolg ei-
ner Neuausrichtung des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks wesent-
lich davon abhängen, ob es gelingt, 
auch dessen inhaltliche Ausrichtung 
auf seinen eigentlichen Auftrag hin 
zu korrigieren. Nur so werde der bei-
tragsfinanzierte öffentlich-rechtliche 
Rundfunk wieder Akzeptanz gewin-
nen und eine Zukunft haben.

Umfassende Reform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks dringend nötig

V. l. n. r.: Claus Grewenig (Vorstandsvorsitzender von VAUNET), Florian Hager (Intendant des Hessischen Rundfunks und Vorsitzender der ARD), Landrat 

a. D. Dr. Matthias Wilkes (Co-Vorsitzender der MIT-Kommission „Reform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks“), Dirk Bamberger MdL (medienpolitischer 

Sprecher der CDU-Landtagsfraktion) und Professor Thomas Vesting (Medienrechtler). 

Hessen
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Mecklenburg-Vorpommern

Niedersachsen

Mecklenburg-Vorpommern. Starke Stimme aus Mecklen-
burg-Vorpommern beim 17. Bundesmittelstandstag in 
Köln. Die Delegation der MIT MV war mit voller Energie 
dabei – mit spannenden Gesprächen, klaren Botschaften 
und einem starken Signal für den Mittelstand. 

Besonders hat es die MIT MV gefreut, dass ihre Landes-
vorsitzende Dorin Müthel-Brenncke erneut zur stellver-

tretenden Bundesvorsitzenden 
gewählt wurde. Mit dem bes-
ten Ergebnis unter den Stell-
vertreterinnen und Stellver-
tretern ist das ein starkes Zei-
chen für ihre engagierte Arbeit 
und klare wirtschaftspolitische 
Haltung. Herzlichen Glück-
wunsch! Die MIT MV gratuliert allen Gewählten und freut 
sich auf eine gute Zusammenarbeit!

Mecklenburg-Vorpommern. „Nord Stream – Wie Deutsch-
land Putins Krieg bezahlt“ – unter diesem Motto fand eine 
Buchlesung mit dem Investigativ – Journalisten Steffen  
Dobbert statt. Die Brisanz des Themas führte zu einer inte
ressanten Diskussion verbunden mit einem besseren Ver-
ständnis für den Beginn des Krieges lange vor dem Jahr 2022.

Laatzen. Der Stadtverband der MIT 
Laatzen informierte sich am 08.10. 
über die Themen rund um die Extru-
sionstechnik für unterschiedliche 
Kunststoffe bei der traditionsreichen 
Firma KraussMaffei in Laatzen.

Der Vorsitzende der MIT Laatzen, 
Dr. David Novak, begrüßte die Interes-
sierten auf dem neuen Werksgelände 

in Laatzen. Er bedankte sich, dass  
die MIT Laatzen zu einer der ersten 
Vereinigungen gehört, denen die Ehre 
zuteil wird, hier einen ausführlichen 
Rundgang durch die Produktionshal-
len und den Entwicklungsbereich zu 
machen. Als Verantwortlicher für den 
Rundgang stand Paul-Eberhard Kort-
mann (Head of assembly major pro-
jects) über zweieinhalb Stunden Rede 
und Antwort.

Gegründet wurde die Firma im Jahr 
1838 in München, heute ist KraussMaf-
fei einer der weltweit führenden Her-
steller von Maschinen und Anlagen für 
die Produktion und Verarbeitung von 
Kunststoff und Kautschuk. Das Unter-
nehmen bietet sämtliche Technologien 
in der Spritzgieß-, Extrusions- und Re-
aktionstechnik sowie der Automation 
und Additiven Fertigung – ein Allein-
stellungsmerkmal in der Branche. 

Mit diesem breiten Leistungsspek-
trum entwickeln sie innovative Lö-

sungen für die Automobil-, Verpa-
ckungs-, Medizin- und Bauindustrie 
sowie für die Herstellung von Elekt-
rik- und Elektronikprodukten und 
Haushaltsgeräten. KraussMaffei be-
schäftigt weltweit rund 4.200 Mitar-
beiter. Mit mehr als 30 Tochtergesell-
schaften, über zehn Produktionsstät-
ten sowie rund 570 Handels- und 
Servicepartnern sind sie internatio-
nal kundennah vertreten.

Für KraussMaffei steht besonders 
die Nachhaltigkeit im Vordergrund 
und hier besonders der Einsatz von 
eigenen PV-Anlagen zur Nutzung von 
Solarenergie: Am Standort Laatzen 
hat man 2024 eine PV-Anlage mit ei-
ner avisierten Jahresleistung von 3,7 
MWp in Betrieb genommen. Damit 
schafft man eine Deckung des Strom-
bedarfs zu 43 Prozent von Mai bis De-
zember. Am Standort Jiaxing (CN) hat 
man 2024 eine PV-Anlage mit einer 
avisierten Leistung von 1,18 MWp in 

17. Bundesmittelstandstag –  
MIT ist stark vertreten

Nord Stream – Wie Deutschland 
Putins Krieg bezahlt

MIT Laatzen besucht KraussMaffei Extrusion GmbH
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Delegierte aus Mecklenburg-Vorpommern

V.l.n.r.: P.-E. Kortmann (KraussMaffei),  

S. Guts-muths (KraussMaffei) A. Brockmöller 

(MIT), Dr. D. Novak (MIT).
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Zwei aus MV. Philipp Amthor 

MdB gratuliert Dorin-Müt-

hel-Brenncke. 
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V.l.n.r.: die Teilnehmenden an einer sogenann-

ten Schnecke. Besondere Teilnehmer waren 

die Regionsabgeordnete G. Fiedler-Dreyer, der 

Stadtverbandsvorsitzende der CDU Pattensen 

R. Dobberstein und die CDU-Bezirksvorsitzende 

in H-Mitte D. Rieck-Vogt.

Comer See. Der MIT-Landesvorstand Niedersachsen & 
Friends tagten am Comer See – in der historischen Som-
merresidenz von Konrad Adenauer, in Kooperation mit  
der Konrad-Adenauer-Stiftung.

In der Villa La Collina in Cadenabbia am Comer See ka-
men Mitglieder des MIT-Landesvorstandes Niedersachsen 
sowie Gäste aus Wirtschaft und Politik zusammen, um über 
die Zukunft der Sozialen Marktwirtschaft zu diskutieren. 

Tag 1: Soziale Marktwirtschaft, Wachstum und 
Wettbewerb

Im Mittelpunkt des ersten Konferenztages standen zent-
rale wirtschafts- und ordnungspolitische Fragestellungen. 
Themen wie die Zukunft der Sozialen Marktwirtschaft, die 
Sicherung von Wachstum und Innovation sowie die Be-
deutung von Wettbewerb in Zeiten globaler Umbrüche 
prägten die Diskussionen.

Am Abend bot das Kamingespräch Gelegenheit zu ei-
nem vertieften Austausch über internationale Wirt-
schaftspolitik. Es wurde engagiert über weltwirtschaftli-
che Zusammenhänge, geopolitische Entwicklungen und 
die Rolle Europas im globalen Wettbewerb debattiert.

Tag 2: Kommunikation im digitalen Zeitalter

Der zweite Tag widmete sich den Herausforderungen und 
Chancen moderner Kommunikation.

Dr. Theresa Hein, Gründerin des digitalen Stadtmaga-
zins Hannoverlife, gewährte spannende Einblicke in die 
Rolle sozialer Medien in Politik und Gesellschaft.

Im Anschluss lernten die Teilnehmenden bei zwei Stadt-
führungen Land und Leute kennen – ein Beispiel gelebter 
Begegnung und europäischer Verbundenheit.

In einem anschließenden Workshop betonte Holger 
Bormann den Dreiklang erfolgreicher politischer Kommu-
nikation:
K	� Persönliche Begegnung

K	� Digitale Kommunikation
K	� Printmedien

Abschließend wurden unter dem Thema „Neue Märkte im 
Netz“ aktuelle Entwicklungen wie Abo-Modelle, Influen-
cer-Marketing und digitale Dienstleistungen diskutiert. Der 
Blick richtete sich dabei auf die Frage, wie Mittelstand und 
Politik digitale Chancen künftig noch besser nutzen können.

Ein herzlicher Dank gilt Dr. Theresa Hein von der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung Niedersachsen sowie allen enga-
gierten Teilnehmerinnen und Teilnehmern für ihre Beiträge 
und Impulse. Cadenabbia hat erneut gezeigt, dass Traditi-
on und Zukunft kein Widerspruch sind – sondern gemein-
sam die Grundlage für eine starke, moderne Soziale Markt-
wirtschaft bilden.

Zukunft der Marktwirtschaft in Cadenabbia
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Betrieb genommen. Und mit der 
PV-Anlage am Standort Parsdorf, die 
mit einer Leistung von 9,1 MWp zu ei-
ner der größten PV-Aufdachanlagen 
Europas zählt, konnte man 2024 5.192 
MWh Solarstrom erzeugen. Damit 
wurden 2024 28,4 Prozent des Strom-
bedarfs am Standort mit klimascho-
nendem Sonnenstrom gedeckt.

Für die Aufgaben der Zukunft sieht 
KraussMaffei weiterhin gute Chan-
cen unter der Maßgabe, dass sich die 
Wirtschaft in der EU endlich erholt 
und hier die Absatzchancen wachsen. 
Auch den russischen Markt würde 
man gern wieder beliefern, sobald 
die Sanktionen wegen des Kriegs mit 
der Ukraine beendet werden.
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Brandenburg

Oberhavel. Bis auf den letzten Platz 
gefüllt war der Veranstaltungsraum 
der MIT Oberhavel am Abend des 
30.10.2025, als Dr. Eckehard Frisch, 
Vorstandsvorsitzender der MIT Ober-
havel, die Gäste begrüßte und den 
Abend eröffnete. Im Rahmen der Rei-
he MITreden sprach anschließend  Dr. 
Tsetsos, Leiter der Zukunftsforschung 
(Head of Foresight) beim Metis Insti-
tut für Strategie und Vorausschau, an-
gesiedelt an der UniBW München zum 
Thema „Wie resilient ist Deutsch-
land?“ Das große Interesse zeigte, wie 
aktuell und relevant diese Fragestel-
lung in Zeiten globaler Krisen und 
wirtschaftlicher Umbrüche ist.

In seiner prägnanten Präsentation 
beleuchtete Dr. Tsetsos die verschie-
denen Facetten gesellschaftlicher 
und wirtschaftlicher Widerstandsfä-
higkeit. Dabei gab er einen Ausblick 
darauf, was Unternehmen und Regie-
rungen in Zukunft erwarten könnten 
– und welche Maßnahmen notwendig 
wären, um Deutschland aber auch Eu-
ropa langfristig stabil und handlungs-
fähig zu halten. Besonders im Fokus 
standen die Themen Digitalisierung, 
Bedrohungen von außen und die An-
passungsfähigkeit der Wirtschaft.

Im Anschluss entwickelte sich eine 
lebhafte Diskussion. Die zahlreichen 
Fragen aus dem Publikum zeigten, wie 
stark das Thema die Zuhörerinnen 
und Zuhörer bewegte. Trotz des gro-
ßen Interesses konnte Dr. Tsetsos aus 
Zeitgründen nicht alle Fragen beant-
worten – ein Zeichen dafür, wie viel 
Gesprächsstoff die Thematik bietet.

Die MIT Oberhavel zeigte sich mit 
der Veranstaltung hochzufrieden und 
kündigte bereits an, das Thema Resi-
lienz in zukünftigen MIT-Abenden 
weiter zu vertiefen. 

Großes Interesse an Vortrag von 
Dr. Tsetsos bei der MIT Oberhavel
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Dr. Tsetsos, Leiter der Zukunftsforschung 

(Head of Foresight) beim Metis Institut für 

Strategie und Vorausschau, angesiedelt an 

der UniBW München

V.l.n.r.: Dr. Eckehard Frisch, Vorstandsvorsit-

zender MIT Oberhavel, Frau Nicole Walter- 

Mundt MdL Brandenburg, Vorsitzende CDU 

Oranienburg, Dr. Konstantinos Tsetsos, Alexan-

der Tönnies, Landrat Landkreis Oberhavel


